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Zum Erklärungswert rationalistischer Theorien 

Michael Züm

Das CoCom-Regime

1. Einleitung

Einer Unterscheidung von Brian Barry (1975) folgend lassen sich zwei grundle­
gende sozialwissenschaftliche Theoriestränge voneinander unterscheiden: Der 
eine, der auf vor allem in der Ökonomie beheimateten "Rational-Choice Theo­
rien" beruht und den Barry als ökonomische Denkweise bezeichnet, ist seinen 
Worten gemäß "rationalistisch, axiomatisch, mechanistisch und häufig mathema­
tisch". Die andere Denkweise, für die idealtypisch die strukturfunktionalistischen 
Arbeiten von Parsons stehen und die er als soziologisch bezeichnet, sei "holi- 
stisch, diskursiv, organisch und literarisch"1. Die ökonomische bzw. rationalisti­
sche Denkweise folgt dem Prinzip des "methodologischen Individualismus" und 
hält somit nur solche Theorien über soziale Phänomene für potentiell erklä­
rungsstark, die die Aktionen von Akteuren auf der Basis von deren individuellen 
Intentionen erklären. Die Theorie des Marktes, die auf der Prämisse der nut- 
zemnaximierenden Produzenten und Konsumenten beruht, ist hierfür sicherlich 
das beste Beispiel2. Die soziologische bzw. reflektive Denkweise ist demgegenüber 
weniger an "generalisierenden Aussagen" vom Typ "wenn x, dann y" orientiert, 
sondern entwirft Theorien im Sinne von typischen bzw. häufig auftretenden Pro­
zeßmustern. Diese Denkweise tendiert dazu, die Triebkräfte der historischen 
Entwicklung an kollektiven Bedürfnissen festzumachen und tritt daher häufig in 
Form von funktionalistischen Argumentationen auf3.

Der Theoriestrang, der mit der Regimeanalyse bis dato einherging ist zwei­
felsohne der ökonomische bzw. rationalistische. Zwar besteht zwischen der Re­
gimeanalyse und der rationalistischen Theoriebildung kein logisch notwendiger 
Zusammenhang; die Verbindung ist wissenschaftshistorisch gesehen jedoch sehr 
eng. Neuerdings häufen sich allerdings die Stimmen, die die Regimeanalyse auf 
einen soziologischen bzw. reflektiven Pfad bringen wollen4. Diesen Argumenta­
tionen ist insofern zuzustimmen, als eine umfassende sozialwissenschaftliche 
Theorie die beiden Denkweisen symbiotisch miteinander verbinden muß. Den­
noch soll vor einem vorschnellen Über-Bord-Werfen des rationalistischen Theo­
riestranges gewarnt werden. Zum einen hat der Rationalismus sein Potential für 
die Erklärung von Politikprozessen in den internationalen Beziehungen meines 
Erachtens bei weitem noch nicht entfaltet. Zum anderen haben die Vertreter der 
reflektiven Denkweise zwar zweifelsohne starke Argumente gegen rationalisti­
sche Theorien, aber eben noch kein eigenes Forschungsprogramm vorgelegt.
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Vor dem Hintergrund dieser sich anbahnenden Debatte ist der vorliegende Bei­
trag zu verstehen. Die Studie versucht, auf der Grundlage einer eingehenderen 
Betrachtung des transatlantischen Konfliktes über die Kontrollen der Technolo­
gietransfers und seiner Bearbeitung in Form des CoCom-Regimes, mit Hilfe ra­
tionalistischer Theorien Antworten auf zwei Fragen zu geben: Unter welchen 
Bedingungen kam es zur transatlantischen Kooperation über Exportkontrollen, 
zur Einigung auf das CoCom-Regime? Und weshalb setzten sich dabei wessen 
Interessen durch, sprich: wie kann der Inhalt des internationalen Regimes er­
klärt werden? Gleichzeitig soll dadurch ein Beitrag zur Einschätzung des Erklä­
rungswertes von ausgesuchten rationalistischen Theorien über kollektives Han­
deln in der internationalen Politik geleistet werden. Die drei herangezogenen 
Theorien sind:
i) die Theorie der hegemonialen Stabilität, die eine Kooperation von der Bedin­
gung einer hegemonialen Machtverteilung abhängig macht,
ii) die Hypothese vom innenpolitisch "schwachen" und außenpolitisch "starken" 
amerikanischen Staat, der die Gestaltung internationaler Wirtschaftspolitik nach 
1945 entscheidend prägte und
iii) die spieltheoretische Erklärung kollektiven Handelns, die das Zustande­
kommen und den Inhalt von Kooperation aus der situationsspezifischen Vertei­
lung von Einflußchancen heraus zu erklären versucht.

Alle diese drei Theorien sind weitgehend mit Blick auf die Wirtschaftsbeziehun­
gen, die sich zwischen den westlichen Industrieländern nach dem Zweiten Welt­
krieg entwickelt haben, erarbeitet worden. Von ihrem Anspruch her sind sie je­
doch allgemeiner gefaßt. Sie basieren auf einem Theorieverständnis, das auf ge­
neralisierende Aussagen zielt, die behaupten, daß zwei oder mehr Klassen von 
Dingen, Aktivitäten oder Ereignissen sich unter bestimmten Bedingungen mit­
einander verändern (vgl. von Beyme 1986: 15). Die herangezogenen Theorien 
haben also zumindest potentiell den Anspruch, daß die von ihnen aufgestellten 
Propositionen auch für andere Fälle als beispielsweise das häufig untersuchte 
GATT-Regime gültig sind. Andere Fälle, an denen die von den Theorien be­
haupteten Zusammenhänge geprüft werden können, ergeben sich, indem die 
Theorien entweder auf die Handelsbeziehungen einer anderen Konfliktforma­
tion, zum Beispiel auf die Nord-Süd-Beziehungen5, oder auf eine andere histori­
sche Epoche, zum Beispiel die Zeit der hegemonialen Stellung Großbritanniens 
im internationalen System des 19. Jahrhunderts6, angewendet werden. Eine wei­
tere Variante ist die Überprüfung einer solchen Theorie durch ihre Konfronta­
tion mit verschiedenen Problemfeldern7. Dieser letztere Weg soll auch hier ein­
geschlagen werden, wobei die Besonderheit darin besteht, daß es sich im Co- 
Com-Fall zwar auch um die Handelsbeziehungen zwischen westlichen Ländern 
nach dem Zweiten Weltkrieg handelt, das Regelungsziel jedoch ein anderes ist: 
Während das GATT-Regime primär das Verhalten der beteiligten Akteure im 
Binnenverhältnis regelt, versucht das CoCom-Regime das Außenverhalten der 
Teilnehmer gegenüber Dritten zu steuern.
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Die Konfrontation der drei herangezogenen rationalistischen Theorien mit ei­
nem besonderen Fall, wie ihn das mit den Ost-West-Wirtschaftsbeziehungen 
verzahnte CoCom-Regime zweifellos darstellt, soll dabei keineswegs sofort auf 
ihre Falsifizierung zielen, sondern eher ihrer Weiterentwicklung und Ausdiffe­
renzierung dienen. Das Ziel dieses Beitrags ist daher auch, Hinweise zu erbrin­
gen, welche der drei zu prüfenden rationalistischen Theorien für die Erklärung 
des CoCom-Regimes am tragfähigsten ist, wo die Grenzen dieser Art von Theo­
riebildung generell liegen und wo somit die Einbindung soziologischer Theorie­
elemente wünschenswert erscheint.

Um keine falsche Erwartungen zu wecken sollte noch deutlich gemacht werden, 
was dieser Beitrag nicht leistet: Der Leser wird keine ausführliche Darstellung 
der Prinzipien, Normen, Regeln und Entscheidungsprozeduren des CoCom-Re­
gimes finden. M.a.W.: Auf eine differenziertere Darstellung der abhängigen Va­
riablen - das CoCom-Regime - wird zugunsten einer breiteren Diskussion der hi­
storischen Entwicklung des Regimes und zugunsten der Bewertung unterschied­
licher Theorien zur Entstehung und Ausgestaltung des Regimes verzichtet8. Aus 
demselben Grund wird keine umfassende Evaluation der Wirkung des CoCom- 
Regimes - beispielsweise entlang den Kriterien der Friedensförderlichkeit und 
Gerechtigkeit - vorgenommen9.

2. Die Entstehung des CoCom-Regimes

Das Bemühen der USA, nach dem Zweiten Weltkrieg eine liberale bzw. dem 
"embedded liberalism" (vgl. Ruggie 1983) verpflichtete internationale Wirt­
schaftsordnung zu reetablieren, war spätestens mit dem offenen Ausbruch des 
Kalten Krieges im Jahre 1947 einem Widerspruch bzw. zumindest einer Ein­
schränkung ausgesetzt: Der universalistischen Rhetorik, die diese Politik beglei­
tete, stand die Ausgrenzung des sozialistischen Staatensystems gegenüber10. Ei­
nes der wesentlichen Elemente dieser Ausgrenzung war von Anfang an die Be­
schränkung des Technologietransfers in die sozialistischen Staaten, um die im 
Zweiten Weltkrieg offenbar gewordene technologische und strategische Überle­
genheit der USA und damit des nunmehr gegen die Sowjetunion gerichteten 
westlichen Lagers fortzuschreiben. Als rechtliche Basis einer restriktiven Ex­
portpolitik gegenüber der UdSSR und anderen osteuropäischen Staaten nutzte 
die Tiuman-Administration zunächst vorhandene Exportkontrollgesetzgebun- 
gen, die zum Teil noch aus der Zeit des Ersten Weltkrieges stammten11. Eine 
völlig neue Exportkontrollgesetzgebung wurde dann jedoch 1949 durch den "Ex­
port Control Act" (ECA) geschaffen. Dieser erklärte den Außenhandel ausdrück­
lich zu einem Element der US-Außen- und Sicherheitspolitik. In Artikel II heißt 
es dort:
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"...es [ist] die Politik der Vereinigten Staaten, ihre wirtschaftlichen Res­
sourcen und Vorteile im Handel mit kommunistisch beherrschten Staa­
ten zu nutzen, um die nationale Sicherheit und die außenpolitischen 
Ziele der Vereinigten Staaten zu fördern." (zit. nach Berger 1986: 29)

Durch das Gesetz wurden weitreichende Beschränkungen für die Ausfuhr von 
US-Waren und Technologie in staatssozialistische Länder festgeschrieben. Eine 
erfolgreiche Embargopolitik setzte aber eine Koordinierung der Osthandelspoli­
tik aller westlichen Staaten voraus. Obwohl das Ausfuhrkontrollgesetz ein natio­
nales amerikanisches Gesetz war, enthielt es daher auch schon Bestimmungen, 
die die Absicht erkennen ließen, durch Zusammenarbeit mit allen westlichen 
Staaten ein multilaterales Exportkontrollregime zu errichten. Die USA nutzten 
die Beratungsorgane der OEEC (Organization for European Economic Coope­
ration), um eine solche Koordinierung schnell zu erreichen. So wurde bereits 
1950 das "Coordinating Committee" gegründet. Der Kongreß der USA verab­
schiedete dann 1951 noch ein Gesetz, den "Mutual Defense Assistance Control 
Act" (Battle Act), das die Drohung enthielt, die Wirtschaftshilfe an diejenigen 
Länder einzustellen, die sich nicht an die Exportrestriktionen hielten.

Auf die Initiative der USA reagierten deren europäische Verbündete zunächst in 
abwartender Weise. Einerseits war insbesondere nach der Berlin-Blockade und 
den Ereignissen in der Tschechoslowakei die von den USA postulierte Notwen­
digkeit einer Exportkontrolle für "strategische Güter" durchaus anerkannt. An­
dererseits standen diesem politischen Anliegen wirtschaftliche Interessen gegen­
über. Der Anteil des Osthandels am Handelsvolumen des Westens hatte 1938 
knapp 10 % betragen und war 1948 auf 2,6 % gefallen (vgl. Wörmann 1982: 
13ff.). Die OEEC konstatierte in einer Studie von 1948, daß Westeuropa nach 
dem Auslaufen der amerikanischen Wirtschaftshilfe im Jahr 1952 nur dann le­
bensfähig sein würde, wenn der Osthandel auf ca. 80 % des Standes von 1938 
gehoben werden könnte (vgl. Mai o.J.: 2). Dementsprechend zögerlich haben 
sich zunächst Großbritannien im März 1949 und dann nach und nach auch die 
übrigen westeuropäischen Staaten den Exportkontrollen gegenüber Osteuropa 
angeschlossen.

1950 kam es schließlich zur Gründung des "CoCom-Regimes" , an dem 
zunächst sieben Staaten beteiligt waren“ . Noch im selben Jahr wurden fünf 
weitere dem westlichen Bündnis zugehörige Staaten bewogen, dem CoCom-Re- 
gime beizutreten14. 1952 trat dann Japan bei, Griechenland sowie die Türkei 
folgten 195315. Über bilaterale Abkommem wurden zudem zahlreiche Entwick­
lungsländer und auch neutrale Staaten16 in die Embargopolitik eingebunden, so 
daß phasenweise bis zu 58 Staaten sich am Technologietransferembargo gegen­
über den staatssozialistischen Ländern beteiligten.

Das Primat der Politik im Osthandel ist das wichtigste der Prinzipien des Cö- 
Com-Regimes. Dieses Prinzip besagt, daß auch unter Inkaufnahme ökonomi-
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scher Nachteile der Handel mit sozialistischen Staaten nicht erfolgen darf, wenn 
dieser die Sicherheit des Westens unterminieren könnte. Gefordert ist also mehr 
als nur eine handelspolitische Diskriminierung des Ostens: der Osthandel soll als 
ein Instrument der Ostpolitik und nicht als ein Instrument der Außenwirt­
schaftspolitik genutzt werden. Wie anerkannt dieses Prinzip auch heute noch ist, 
läßt sich vielleicht am besten daran zeigen, daß auch der Industrieverband des­
jenigen Landes, dem vön amerikanischer Seite immer wieder ein zu laxer Um­
gang mit den Exportkontrollen vorgeworfen wird, hinter ihm steht. Der Bundes­
verband der Deutschen Industrie (1988: 287) schreibt in seinem neuesten Bericht 
an die Mitglieder klipp und klar:

"Die deutsche Industrie hat seit jeher den sicherheitspolitischen Primat 
bejaht. Sie begrüßt die 1988 eingeleitete neue Linie, die das Ziel ver­
folgt, Ausfuhrbeschränkungen auf das notwendige sicherheitspolitische 
Mindestmaß zu begrenzen und dessen Einhaltung effizient zu überwa­
chen."

Ergänzt wird das Prinzip des sicherheitspolitischen Primats um das komple­
mentäre Prinzip, wonach der Handel, der als sicherheitspolitisch unbedenklich 
einzustufen ist, keinen Behinderungen unterliegen soll. Hinzu kommt noch das 
Prinzip, daß zur Erreichung dieser genannten Ziele die Abstimmung der westli­
chen Industriestaaten untereinander notwendig ist, um zu vermeiden, daß die 
westüchen Handelspartner von den Staatshandelsländern gegeneinander ausge­
spielt werden.

Als grundlegende Normen des Regimes ergeben sich aus der Anwendung der 
Prinzipien auf das Problemfeld der Technologieexporte zum einen die Notwen­
digkeit der staatlichen Kontrolle jeglichen Osthandels und zum anderen die all­
gemeine Verhaltensvorschrift, keine strategischen Güter in die sozialistischen 
Länder zu liefern. Hinzu kommt die Norm, daß die Bestimmung dessen, was 
strategische Güter sind, kollektiv vorgenommen werden muß.

Von den Regeln des CoCom-Regimes können die folgenden vier als die vielleicht 
wichtigsten herausgehoben werden:
- Die das CoCom-Regime konstituierenden Institutionen sollen einen infor­

mellen Charakter haben, und die Inhalte der Vereinbarungen des Regimes 
sollen der Geheimhaltung unterliegen; eine Regel, die von den westeuropäi­
schen Mitgliedern gegen die Wünsche der USA durchgesetzt wurden, da ihrer 
Ansicht nach nur durch die Geheimhaltung das innenpolitische Scheitern des 
CoCom-Regimes verhindert werden kann.

- Der Umfang der Listen von Warengruppen, die nicht bzw. nur mit besonderer 
Genehmigung in den Osten geliefert werden dürfen, werden in regelmäßigen 
Abständen neu festgelegt17. Nur strategische Güter, verstanden als solche, die 
einen signifikanten Beitrag zum sowjetischen Militärpotential leisten können, 
sollen auf diese Listen gesetzt werden.
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- In besonderen Fällen, beispielsweise bei einer hohen wirtschaftlichen Dring­
lichkeit, erlaubt das CoCom-Regime Ausnahmegenehmigungen für Lieferun­
gen in die RGW-Länder.

- Die Mitgliedsstaaten verpflichten sich, die durch das CoCom-Regime verein­
barten Handelsrestriktionen in nationale Gesetze umzusetzen, damit die ent­
sprechende Kontrolle der Osthändler effektiv erfolgen kann.

Die Entscheidmgsprozeduren des CoCom-Regimes setzen sich institutionell be­
trachtet aus einer Koordinationsgruppe auf Ministerebene, die die Leitlinien des 
Regimes festlegt ("Coordinating Group"), und einem geschäftsführenden Organ, 
dem "Coordinating Committee for Multilateral Export Control” zusammen. Die 
institutionelle Struktur des CoCom-Regimes zeichnet sich durch seinen Clubcha­
rakter aus. Es liegt ihm weder ein völkerrechtlich gültiger Vertrag noch eine 
sonstwie geartete exekutive Vereinbarung zugrunde; es arbeitet vielmehr auf der 
Basis eines "gentlemen’s agreement". Grundsätzlich gilt das Konsensprinzip bei 
der Entscheidungsfindung. Den Entscheidungsmechanismen des CoCom-Regi­
mes fallen bei der Koordinierung der Embargopolitik drei Aufgaben zu:
- die Erstellung der CoCom-Listen: Es existieren drei unterschiedliche Listen, 

wobei die ersten beiden nur militärische Güter im engen Sinne umfassen und 
daher unstrittig sind. Die Liste, über deren Umfang die Konflikte erwachsen, 
ist die dritte; sie umfasst die "dualen" - sowohl militärisch als auch zivil nutz­
baren - Güter. Die Güter auf dieser Liste sind wiederum in drei Gruppen un­
terteilt: i) Güter, die mit einem Exportverbot belegt sind; ii) Güter, deren Ex­
port mengenmäßig beschränkt ist und iii) Güter, deren Export dem CoCom 
zu melden ist;

- die Begutachtung der beantragten Ausnahmen von dieser Liste, die auf der 
Grundlage von vorgängigen Entscheidungen und Interpretationsrichtlinien 
erfolgt;

- die Koordination der Überwachung der Vorschriften, da dies nur durch die 
nationalen Gesetzgebungen geschehen kann.

An der Effektivität und Dauerhaftigkeit der gemeinsam vereinbarten Regeln und 
Normen kann es kaum Zweifel geben. Dies wird in der einschlägigen Literatur 
immer wieder betont. Stellvertretend sei hier die Aussage eines Mitglieds der 
Reagan-Administration angeführt:

"Differences over strategic trade controls have been less disruptive than 
the major disputes over NATO military policy or over European or in­
ternational economic integration." (Benson 1985: 99)

Ähnlich sieht das auch Bertsch (1983:130):

"Over the years, CoCom has proven to be a surprisingly successful me­
chanism for maintaining a partial embargo on about 150 items of strate­
gic significance."
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Die zwei bekanntesten Studien über das CoCom unterziehen dessen Politik zwar 
jeweils einer fundamentalen Kritik. Während Adler-Karlsson (1968) grundsätz­
lich den Sinn eines strategischen Embargos bezweifelt und letztlich für eine un­
eingeschränkte Wirtschaftskooperation mit den sozialistischen Ländern plädiert, 
tadelt Sutton (1973) die Laxheit der westlichen Exportkontrollen. Diese Kritiken 
beziehen sich jedoch auf den Inhalt der von den CoCom-Mitgliedern kooperativ 
verfolgten Politik; die Tatsache einer funktionstüchtigen Kooperation als solcher 
wird jedoch letztlich auch von diesen Studien nicht bestritten.

Zweifelsohne gab und gibt es Regelverletzungen. Diese gehen aber zu einem 
nicht unerheblichen Maß auf das Konto der privaten Unternehmen und stellen 
Verletzungen der von den staatlichen Akteuren in Übereinstimmung mit den 
Regimeregeln erlassenen nationalen Exportkontrollgesetze dar. Gerade auch die 
Ereignisse, die der Aufdeckung der spektakulären Regelverletzung der japani­
schen Firma "Toshiba" folgten, zeigen in gewisser Weise die Effektivität des Re­
gimes. "Toshiba" hat sich wegen seiner Lieferung von Schiffsschrauben in Zei­
tungsanzeigen beim "amerikanischen Volk entschuldigt" (FAZ vom 20.06.1987), 
und gegen die Verantwortlichen in der Konzernspitze wurde auf Drängen der 
japanischen Regierung rigoros vorgegangen. Die Effektivität des CoCom-Regi- 
mes läßt sich in gewisser Weise sogar quantifizieren: die UdSSR muß nämlich 
für unter das Embargo fallende Güter, falls sie sie illegal erwerben kann, das 4-7 
fache des Marktpreises bezahlen (vgl. Hanson 1984: 269).

Im CoCom-Regime wird also die "alltägliche" Technologiehandelspolitik der 
NATO-Mitgliedstaaten koordiniert. Der Technologiehandel ist von anderen 
Problemfeldern der Ost-West-Wirtschaftsbeziehungen wie beispielsweise den 
Finanz- oder Energiebeziehungen zu unterscheiden. Zwar mögen auch in diesen 
Problemfeldern Regime zwischen den westlichen Industriestaaten zur Koordi­
nierung ihrer Politik gegenüber den RGW-Ländern vorhanden sein, die zudem 
auf denselben Prinzipien wie das CoCom-Regime beruhen, aber durch die pro­
blemfeldspezifischen Normen und Regeln des CoCom-Regimes unterscheidet 
sich dieses von verwandten Regimen genauso wie das GATT-Regjme vom alten 
Bretton-Woods-Regime.

3. Strategien des Osthandels und Konflikte im CoCom-Regime

Die grundlegende Besonderheit der Ost-West-Wirtschaftsbeziehungen ergibt 
sich aus dem weitreichenden Konsens, wonach die wirtschaftlichen Beziehungen 
mit den "Gegnern" im sogenannten Ost-West-Konflikt18 nicht dem liberalen 
Prinzip des Freihandels unterworfen sein sollen, sondern statt dessen einem si­
cherheitspolitischen Primat unterliegen. Die ansonsten vorherrschende handels­
politische Norm, der zufolge der wirtschaftliche Austausch möglichst unbehelligt 
von politischen Behinderungen vonstatten gehen soll, findet im Bereich des Ost-
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handeis keine Anwendung. Statt dessen werden die Ost-West-Wirtschaftsbezie- 
hungen zuvorderst als ein Instrument zur Erreichung politischer Ziele im Rah­
men der Ost-West-Beziehungen angesehen. Damit löst sich der Konsens aber 
auch schon im Gewirr unterschiedlicher Auffassungen über den angemessenen 
Einsatz des Instruments "Osthandel", über die richtige Strategie der Außenwirt­
schaftspolitik gegenüber den RGW-Ländern auf. Um in diese Vielfalt von Auf­
fassungen eine gewisse Ordnung einzuführen, lassen sich - feine Unterschiede 
vernachlässigend - zunächst vier Strategien des politischen Einsatzes des Ost­
handels differenzieren.

Ein erstes Abgrenzungskriterium ergibt sich durch die Frage, ob das Ausmaß 
des Osthandels direkt an das Wohlverhalten der östlichen Handelspartner ge­
koppelt sein soll. Die Befürworter einer solchen Strategie der direkten Sanktio­
nierung wollen den Osthandel dazu nutzen, um politische Zugeständnisse der 
Sowjetunion und ihrer Verbündeten zu erwirken. Die Gegner einer Sanktionie­
rungsstrategie halten demgegenüber jegliche Koppelung des Osthandels an poli­
tische Leistungen der staatssozialistischen Länder für bestenfalls wirkungslos 
und in den meisten Fällen sogar für schädlich.

Innerhalb beider Gruppen muß noch eine weitere Differenzierung vorgenom­
men werden. Bei den Befürwortern der Sanktionierungsstrategie ist zwischen 
denen zu unterscheiden, die nur das außenpolitische Verhalten {selektive Sank­
tionierungsstrategie), und denen, die das gesamte, also auch das innenpolitische 
Verhalten der Sowjetunion (umfassende Sanktionierungsstrategie) durch die Ge­
währung bzw. das Verbot von Exporten zu beeinflussen suchen.

Schaubild l 20: Vier Strategien des Osthandels
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Die Gegner dieser Strategien spalten sich wiederum auf in solche, die schlicht 
und einfach jeden Handel mit der Sowjetunion als politisch schädlich ansehen 
und ihn daher soweit wie möglich einschränken wollen ("Wirtschaftskrieg"); und 
in solche, die den Ost-West-Handel nur durch ein möglichst begrenztes strategi­
sches Embargo eingeschränkt sehen wollen bzw. durch dessen kontinuierliche - 
politisch zu fördernde - Ausweitung langfristig einen Weg zur Schaffung von 
Friedensstrukturen durch eine positive und indirekte Konditionierung der östli­
chen Handelspartner erwarten (qualifizierte Wirtschaftskooperation)19.

i) Die Strategie der umfassenden Sanktioniemng

Diese Osthandelsstrategie ist in den USA vor allem als Reaktion auf die Strate­
gie der selektiven Sanktionierung der Nixon/Kissinger-Administration erwach­
sen. Während insbesondere Kissinger eine Ausweitung des Osthandels an ein 
gewisses außenpolitisches Wohlverhalten der Sowjetunion zu koppeln können 
glaubte, wuchs in den USA gleichzeitig der Einfluß der Gruppen, die das In­
strument des Osthandels auch zur Erzwingung bürgerlicher Menschenrechte in 
der Sowjetunion nutzen wollten. Dies führte Mitte der 70er Jahre zum "Jackson- 
Vanik-Amendment" zum sowjetisch-amerikanischen Handelsabkommen von 
1972, durch das die Exekutive an eine umfassende Sanktionierungsstrategie 
(Gewährung der Meistbegünstigung gegen Ausreisegenehmigungen für sowjeti­
sche Juden) gebunden werden sollte und das somit bereits den Anfang vom 
Ende amerikanischer Entspannungspolitik zumindest nach Kissingerscher Fagon 
ankündigte. In einem auf große Resonanz stoßenden Artikel in der Zeitschrift 
"Foreign Policy" lieferte Samuel Huntington die akademische Rechtfertigung ei­
ner solchen Strategie und brachte das Anliegen auf den Punkt (1978: 65):

"In short, economic capabilities and economic relations must serve the 
basic U.S. foreign policy objectives of encouraging East-West coopera­
tion, containing Soviet expansion, and promoting American values."

Die erfolgreiche Anwendung einer solchen Strategie setzt zum einen voraus, daß 
der Abbruch bzw. die Einschränkung der Handelsbeziehungen für das von der 
Sanktion betroffene Land so hohe Kosten verursacht, daß die Entscheidungsträ­
ger im sanktionierten Land der Wahrung ihrer politischen Unabhängigkeit einen 
geringeren Wert zuweisen. Dies setzt wiederum ein hohes Maß an Handelsver­
flechtung voraus. Diese Bedingung ist im Fall der Ost-West-Wirtschaftsbezie- 
hungen sicherlich nicht gegeben: Das Ausmaß der Handelsverflechtung ist nicht 
nur vergleichsweise gering, hinzu kommt auch, daß die Sowjetunion traditionell 
eine äußerst "äutarkiebegabte" Volkswirtschaft ist, deren Außenabhängigkeiten 
gering sind und bewußt gering gehalten werden.
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Zum anderen bedarf die erfolgreiche Anwendung dieser Strategie der vollstän­
digen Kooperation aller potentiellen alternativen Anbieter der zu verweigernden 
Güter. Erst wenn sich alle westlichen Staaten einer solchen Osthandelsstrategie 
anschließen würden, hätte sie Chancen auf Erfolg. Das Funktionieren hängt aber 
nicht nur von der grundsätzlichen Kooperationsbereitschaft aller Allierten ab, es 
muß zudem auch ein Instrumentarium vorhanden sein, mittels dessen Sanktionen 
flexibel und schnell verhängt und aufgehoben werden können. Die hierzu not­
wendige starke Exekutive ist nicht einmal in den USA selbst gegeben, ge­
schweige denn auf multilateraler Ebene, d.h. bei der Koordination der Osthan­
delspolitiken im westlichen Bündnis.

ii) Die Strategie der selektiven Sanktionierung

Die Strategie der selektiven Sanktionierung ist bescheidener angelegt als. die der 
umfassenden Sanktionierung, da sie nicht auf die Änderung des Herrschaftssy­
stems des Ziellandes gerichtet ist, sondern lediglich außenpolitische Zugeständ­
nisse zur Voraussetzung von Handelsbeziehungen macht. Da also von dem sank­
tionierten Staat vergleichsweise weniger verlangt wird, sind die Kosten, die der 
Abbruch der Handelsbeziehungen verursachen muß, damit das Zielland der 
Sanktion politische Zugeständnisse in die gewünschte Richtung macht, weniger 
hoch. Trotzdem sind im Grundsätzlichen alle Bedingungen, die für die erfolgrei­
che Anwendung einer umfassenden Sanktionierungsstrategie gelten, auch die 
Voraussetzung eines erfolgversprechenden Einsatzes der selektiven, nur auf die 
Außenpolitik des Ziellandes gerichten Sanktionierungsstrategie - wenn auch 
möglicherweise in etwas abgemilderter Form.

iii) "Wirtschaftskrieg"

Diese Strategie versucht im Gegensatz zur Sanktionierungsstrategie nicht, den 
Gegner zu beeinflussen, sondern ihn zu schwächen. Die Befürworter eines "Wirt­
schaftskrieges" scheuen sich nicht, die grundlegenden Annahmen dieser Strate­
gie zu offenbaren: Zum einen wird die Sowjetunion als ein Gegenspieler angese­
hen, mit dem selbst auf längere Sicht kein kooperatives Neben- und Miteinander 
möglich ist. Friede wird gemäß dieser Ansicht nur dann möglich sein, wenn sich 
der Systemgegner grundlegend - d.h. die Struktur des politischen Systems - ge­
wandelt hat. Solange dies nicht eingetreten ist, müssen die USA eine Politik der 
Stärke betreiben, die unter anderem darin besteht, den Gegner zu schwächen. 
Zum anderen und komplementär hierzu wird angenommen, daß der Ost-West- 
Handel dem Osten einen disproportional großen Nutzen bringt21, während ein 
gesamtgesellschaftlicher Nutzen für die USA häufig gar bestritten wird22. Auf 
der Basis dieser Annahmen ist der Schluß, die Option der ökonomischen
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Kriegsführung zu ergreifen, naheliegend: Eine Interaktion, die dem "Systemgeg­
ner" nur Vorteile, sich selber aber vor allem Nachteile bringt, muß so weit wie 
möglich eingeschränkt werden. W.W. Rostow formulierte die Ratio dieser Stra­
tegie in einem Memorandum an die U.S.-Regierung in lapidarer Weise:

"Handelsbeschränkungen werden als effektive Waffe des Kalten Krieges 
angesehen, ohne Rücksicht darauf, wie groß oder klein die betroffene 
Gütermenge [ist], lediglich aufgrund der schlichten Annahme, daß, da 
die Vereinigten Staaten reicher als die UdSSR sind, jeder Handel zwi­
schen den beiden notwendigerweise der UdSSR mehr als den Verei­
nigten Staaten nützen und von daher ihre relative Machtposition verbes­
sern müsse" (zit. nach Stent 1983: 85).

Gemäß dieser Sichtweise sind Strategien, die den Osthandel fördern, schlimmer 
als das, was nach Lenins Diktum der Kapitalist tut, der seinem Henker auch 
noch seinen eigenen Strick verkauft, da häufig der Verkauf dieses Strickes auch 
noch durch den Steuerzahler in den westlichen Staaten subventioniert wird. Die 
Strategie des "Wirtschaftskriegs" gegenüber der Sowjetunion bestimmte die Ost­
handelspolitik der USA vom Beginn des Korea-Krieges bis weit hinein in die 
60er Jahre - wenn auch nie vollständig. Am Ende der Carter-Administration und 
während der ersten Jahre der Regierungszeit von Präsident Reagan gewannen 
die Vertreter dieser Strategie erneut erheblich an Einfluß23.

iv) Die Strategie der qualifizierten Wirtschafiskooperation

Befürworter dieser Strategie finden sich vor allem in Westeuropa. Das liberale 
Theoriegebäude ernst nehmend wird argumentiert, daß eine kontinuierliche 
Fortentwicklung des Ost-West-Handels zum Vorteil aller Beteiligten sei und die­
ser Handel langfristig auch eine friedensförderliche Wirkung zeitige:

"First, trade should be based on economic criteria alone, can be sepa­
rated from, and should not be tied to politics. Secondly, if pursued in 
this way, trade with the USSR will have significant economic and politi­
cal benefits." (Bertsch 1983: 69)

Die zu erwartenden politischen Vorteile werden damit begründet, daß eine Art 
indirekte Konditionierung des Handelspartners eintrete. Erstens wachse durch 
eine zunehmende Handelsverflechtung die Interdependenz, was die Kosten uni­
lateraler, unabgestimmter Politik erhöhe, und zweitens bewirke die Verflechtung 
gegenseitige Anpassungsprozesse, die den Umgang miteinander erleichterten. 
Während diese Strategie spätestens seit Mitte der 50er Jahre die Position der 
meisten westeuropäischen Regierungen wiedergibt24, haben sich in den USA,
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vielleicht mit Ausnahme der ersten zwei Jahre der Carter-Administration, die 
Befürworter dieser Strategie nie durchsetzen können.

Der zentrale strategische Dissens bzw. Positionsunterschied besteht nun zwi­
schen Westeuropa und dessen Strategie der qualifizierten Wirtschaftskoopera­
tionsstrategie einerseits und den USA andererseits, deren Strategie zwischen 
"Wirtschaftskrieg", selektivem und umfassendem Wirtschaftsembargo zu oszillie­
ren scheint. Zwar akzeptieren beide Seiten die dem CoCom-Regime zugrunde­
liegenden Prinzipien und Normen, die Vorstellungen über die adäquate Regel­
festlegung, d.h. vor allem die Vorstellungen über den adäquaten Umfang der 
nicht zu exportierenden Waren, divergieren jedoch entsprechend den unter­
schiedlichen Osthandelsstrategien erheblich. Diese Positionsdifferenz der westli­
chen Verbündeten qualifiziert sich als unvereinbar und somit als Konflikt, da 
jede der genannten Regelungsvorstellungen letztlich nur dann das gewünschte 
Resultat verspricht, wenn sie kollektiv, also von Westeuropäern und Amerika­
nern gemeinsam verfolgt wird. Die Strategie des "Wirtschaftskrieges" kann die 
Sowjetunion nur dann schwächen, wenn alle westlichen Industrieländer sehr 
umfassende Exportverbotslisten befolgen. Und die Strategie der qualifizierten 
Wirtschaftskooperation kann ihre angenommene pazifizierende Wirkung nicht 
entfalten, wenn sie von einem "Wirtschaftskrieg" der Alliierten flankiert wird, 
zumal auch diese Strategie für die Festlegung der kleinen Verbotsliste der Ko­
operation bedarf. Die westeuropäischen Länder, die USA und Japan mußten 
sich demnach auf gemeinsam vereinbarte Normen und Regeln verständigen, die 
ihre Konflikte über die Technologiehandelspolitik regeln und die nationalen Po­
litiken koordinieren konnten. M.a.W., die westlichen Verbündeten mußten ver­
suchen, ein internationales Regime zur Regulierung der Konflikte, die trotz ge­
meinsamer Prinzipien über den West-Ost-Technologietransfer bestanden und 
noch bestehen, zu errichten. Mit der Errichtung dieses Regimes in den frühen 
50er Jahren wurden die Konflikte zwar einer geregelten Bearbeitung zugeführt, 
aber keinesfalls aus der Welt geschafft. Sie bestehen im CoCom-Regime fort. 
Diese Konflikte äußern sich letztlich in der einen Frage: Was soll als ein strategi­
sches Gut definiert werden?. Während die Westeuropäer gemäß ihrer Strategie 
der qualifizierten Wirtschaftskooperation zu einer engen Auslegung neigen, ver­
treten die USA einen sehr umfassenden Begriff des strategischen Gutes. In den 
Worten Gunnar Adler-Karlssons (1968: 6) stellt sich die Situation damit folgen­
dermaßen dar:

"This relative position, with the U.S. wanting to apply the definition of 
"strategic" to a wider range of goods on the S-NS (strategic - nonstrate- 
gic, M.Z.) axis than the West European governments wanted, has been 
maintained all through the policy, from 1948 till 1967 (dem Untersu­
chungszeitraum der Studie von Adler-Karlsson, M.Z.), even if the posi­
tions on the axis have changed.
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In order to overcome these differences and to achieve an efficient We­
stern cooperation in the embargo policy, an institutional framework, the 
CG-Cocom-Chincom, was created."

Diese Positionsdifferenz zwischen Westeuropa und den USA ist natürlich nicht 
zuletzt Ausfluß unterschiedlicher wirtschaftlicher Interessenlagen. Die westeu­
ropäischen Staaten haben traditionell eine erheblich höhere Handelsverflechtung 
mit Ostexuopa als die USA25. Die Positionsdifferenzen können aber kaum auf 
diesen Faktor reduziert werden26.

Diuch die beschriebene Konstellation - beachtliche Positionsdifferenzen über 
das Ausmaß des Embargos einerseits und Wirksamkeit einer jeden zur Verfü­
gung stehenden Strategie nur dann, wenn sie gemeinsam verfolgt wird, anderer­
seits - und die Tatsache, daß es zu einem CoCom-Regime gekommen ist, werden 
die beiden Fragen aufgeworfen, denen sich der vorliegende Beitrag widmet:
i) Unter welchen Bedingungen kommt es in einer solchen Konstellation zur Ko­
operation, zur Einigung auf ein Regime?
ii) Wer setzt sich in einer solchen Konstellation durch, wie ist der Inhalt des in­
ternationalen Regimes ausgestaltet und weshalb?

Bevor der Versuch gemacht wird, mit Hilfe der angeführten rationalistischen 
Theorien einen Beitrag zur Beantwortung der Fragen zu leisten, erscheint eine 
kxuze Vergegenwärtigung der Entwicklung des CoCom-Regimes seit 1950 
zweckmäßig. Dies soll im folgenden Abschnitt geschehen.

4. Die Entwicklung des CoCom-Regimes

Die vorab gegebene allgemeine Beschreibung der Interessenkonstellation erfährt 
gewisse Modifizierungen, wenn die Geschichte dieses Konflikts und seiner Bear­
beitung etwas genauer betrachtet wird. Die Ausführungen über die Entwicklung 
des CoCom-Regimes und der jeweils zugrundeliegenden Interessenkonstellation 
werden einerseits zeigen, daß dieses Regime mehrmals einem gewissen Wandel 
ausgesetzt war. Es wird andererseits nochmals deutlich zu machen sein, daß die 
grxxndlegende Konfliktlinie über den Umfang der CoCom-Listen den gesamten 
Untersuchungszeitraum kennzeichnet und daß dieser Konflikt geregelt, inner­
halb des CoCom-Regimes ausgetragen winde.

Als erster Anhaltspunkt für die Analyse der Entwicklung der Ausgestaltung des 
Cocom-Regimes bietet sich die Anzahl der Güter auf den CoCom-Listen an. 
Dabei ist zunächst der steile Anstieg von ca. 100 Positionen im Jahre 1950 auf 
nahezu 450 im Jahre 1954 augenfällig. Ab 1955 ergab sich dann eine zunächst 
sprunghafte und später kontinuierliche Reduktion des Umfangs der CoCom-Li­
sten, der sich bald auf ca. 150 kontrollierte Güter einpendelte. Erst ab 1981
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deutet sich eine allerdings kaum merkliche Trendumkehr an (vgl. Berger 1986: 
79). Zieht man als zusätzliche Informationsgrundlage den Wert der vom CoCom 
gebilligten Ausnahmen heran, so zeigt sich dabei ein steiler Anstieg ab 1969, der 
sich wiederum ab 198027 umkehrte. Es können somit vier Phasen des CoCom- 
Regimes unterschieden werden:
i) Die Phase der Entstehung von 1950-1954, in der die bis dato umfassendsten 
CoCom-Listen existierten.
ii) Eine von 1954-1969 zu datierende Phase, in der der Umfang der Listen 
zunächst sprunghaft, dann sukzessive reduziert wurde.
iii) Eine die Dekade zwischen 1969 und 1979 umfassende Phase, die durch einen 
stabilen Umfang der CoCom-Listen auf niedrigem Niveau und eine rapide Zu­
nahme von Ausnahmegenehmigungen geprägt war.
iv) Die Phase seit Ende der 70er Jahre, in der gewisse Verschärfungen der Em­
bargobestimmungen durchgesetzt wurden. Diese Phase dürfte spätestens 1988 zu 
Ende gegangen sein.

ad i)

Im Jahr 1948 unterteilten die USA ihre eigene Exportkontrolliste in eine "List 
1A", die Güter mit primär strategischer Bedeutung umfaßte und ungefähr den 
späteren Embargovorstellungen der westeuropäischen Staaten entsprach, sowie 
in eine "List 1B", die Güter mit sekundär strategischer Bedeutung enthielt und 
gemäß der Strategie der ökonomischen Kriegführung angelegt war. Als das Co- 
Com-Regime errichtet wurde, einigten sich zunächst die Mitglieder darauf, ihre 
Exportkontrollen gemäß einer Liste, die der amerikanischen "List 1A" weitge­
hend ähnelte, anzulegen. Die Westeuropäer setzten sich bei der Regelgestaltung 
gegenüber den USA darüber hinaus auch in der Hinsicht durch, daß das CoCom 
einen informellen Charakter behielt und es nicht an die NATO angegliedert 
wurde28. Die USA fanden sich zwar mit den Regeln der Geheimhaltung und 
Informalität ab, innerhalb dieses Rahmens drängten sie jedoch auf eine erhebli­
che Erweiterung des Umfangs der CoCom-Listen.

Im März 1950 stimmten die Westeuropäer dann erstmals zu, über die amerikani­
sche "List 1B" zu diskutieren. Im Januar 1951 schließlich wurde ein Teil dieser 
Liste in die CoCom-Listen übernommen. Doch die USA gaben sich damit noch 
nicht zufrieden: Eine weitere US-Initiative führte bis zum Jahreswechsel 1951/52 
dazu, daß sich der Unterschied zwischen den amerikanischen Listen 1A und 1B 
und den Gegenstücken des CoCom, die Listen I und II, weitestgehend aufgelöst 
hatte. Die Strategie des CoCom war die von den USA gewünschte geworden: die 
ökonomische Kriegführung (vgl. Mastanduno 1988:132f.).
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adii)

Der amerikanische Erfolg war allerdings kurzlebig. Zum einen hielten sich die 
westeuropäischen Alliierten teilweise nicht an die amerikanische Liste 1B. Bei­
spielsweise lieferte Dänemark im Juli 1952 einen Öltanker an die Sowjetunion. In 
dieser Situation hätte nach Gesetzeslage der "Battle Act" greifen müssen, was zur 
Folge gehabt hätte, daß Dänemark von weiteren ökonomischen Hilfeleistungen 
der USA für Westeuropa im Rahmen des "European Recovery Program" ausge­
schlossen worden wäre. Der amerikanische Präsident nutzte jedoch sein "right of 
exemption", was die Glaubwürdigkeit der mit dem "Battle Act" verbundenen 
Drohung, bei Nichteinhaltung der CoCom-Listen die Wirtschaftshilfe zu entzie­
hen, naturgemäß verminderte:

"..from that point on many are of the opinion that ’the threat to deny 
aid’ and the battle act ceased to operate." (McIntyre und Cupitt 1983: 
147)

Auch als in einem Bericht an den Präsidenten Mitte 1953 die Lieferungen von 
strategischen Waren durch die Bundesrepublik, Frankreich, Großbritannien und 
Norwegen an osteuropäiche Staaten bekannt wurde, machte der amerikanische 
Präsident von seiner Befugnis, die amerikanischen Hilfeleistungen einzustellen, 
keinen Gebrauch.

Ende 1953 forderten die Westeuropäer unter britischer Führung schließlich ganz 
offen eine weitgehende Liberalisierung der Exportkontrollen. Churchill begrün­
dete diese Forderung mit der Strategie der Wirtschaftskooperation:

"The more trade there is between Great Britain and Soviet Russia and 
the Satellites, the better still will be the chances of our living together in 
increasing comfort..." (zit. nach Mastanduno 1988:142).

Aus heute zugänglichen Quellen läßt sich ablesen, daß Großbritannien eine 
Reduktion der CoCom-Listen um ca. 50 % (!) forderte. Von März bis August 
1954 fanden folglich eine Reihe von Gesprächen auf hoher Ebene zwischen den 
USA, Großbritannien und Frankreich sowie im Anschluß daran zwischen allen 
CoCom-Mitgliedern statt. Ende 1954 begann dann der Prozeß der Kürzung der 
CoCom-Listen, der zunächst eine Reduktion von 474 auf 252 kontrollierte Gü- 
ter zum Ergebnis hatte, bis sich schließlich zu Beginn der 60er Jahre nur noch 
etwas über 160 Güter auf den CoCom-Listen befanden.

Bei den Verhandlungen des Jahres 1954 setzten sich die USA wenigstens noch in 
einem Punkt durch: Das "China-Differential", also eine schärfere Exportkon- 
trollpolitik gegenüber China, wurde beibehalten. Die USA schienen unter keinen 
Umständen bereit, in diesem Punkt nachzugeben. Im Mai 1957 kündigte jedoch 
der britische Vertreter im CoCom einfach an, daß Großbritannien ab dem 5.
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Juni 1957 das besondere Embargo gegenüber der Volksrepublik China aufheben 
wolle und den Export nach China denselben Bestimmungen unterwerfen werde, 
die für die anderen staatssozialistischen Länder gelten. Diesem Schritt folgten 
auch alle anderen CoCom-Mitglieder, außer den USA, die bis 1971 ihr unilate­
rales "China-Differential" aufrechterhielten.

In der Phase von 1954-1969 konnte sich die westeuropäische Position also na­
hezu vollständig durchsetzen. An diesem Bild ändert auch die Tatsache nichts, 
daß die USA die Bundesrepublik Deutschland 1962 dazu bringen konnten, eine 
schon vereinbarte Röhrenlieferung in die Sowjetunion nicht durchzuführen. Die­
ser Rückzieher der Bundesrepublik muß als Sonderfall angesehen werden, was 
sich schon alleine daran zeigt, daß sich andere westeuropäische CoCom-Mitglie­
der nicht scheuten, für den Lieferausfall prompt einzuspringen. Somit kann das 
Fazit gezogen werden, daß in der zweiten Hälfte der 50er Jahre "...aus einem 
gemeinsamen Wirtschaftskrieg-Regime ein Exportkontrollregime geworden [ist]" 
(Rode 1988a: 10).

ad Ui)

Im Jahre 1969 wurde in den USA der "Export Control Act" von 1949 durch den 
"Export Administration Act" (EAA 1969) ersetzt. Der EAA 1969 veränderte die 
Zielsetzung der amerikanischen Osthandelspolitik: Versuchten die USA bis da­
hin - wenn auch erfolglos - eine bündnisweite Strategie der ökonomischen 
Kriegführung durchzusetzen, so wollte die Nixon-Administration nun mit Hilfe 
dieses Gesetzes die Strategie der selektiven Sanktionierung implementieren. 
Hierzu war zuvorderst eine Ausweitung der amerikanisch-sowjetischen Wirt­
schaftsbeziehungen vonnöten. Auf der Grundlage des EAA 1969 stutzten daher 
die USA ihre nationalen Kontrollisten auf das Maß der multilateralen CoCom- 
Listen. Darüber hinaus förderten die USA eine exzessive Ausnahmebeantra­
gung. Der sprunghafte Anstieg der Lieferungen in den Ostblock, die auf Aus­
nahmegenehmigungen beruhten, wurde bereits aufgezeigt. Bemerkenswert ist 
auch, daß in dieser Phase über 50 % der Ausnahmegenehmigungen für Exporte 
aus den USA erteilt wurden. Im Jahre 1971, vor dem Nixon-Besuch in Peking, 
hoben die USA sogar ihr sogenanntes "China-Differential" auf und behandelten 
China in bezug auf die Exportkontrollen nun wie jedes andere staatssozialisti­
sche Land. Der Versuch der Nixon-Administration, die Strategie der selektiven 
Sanktionierung anzuwenden, bedeutete, daß die amerikanische Position sich 
vorübergehend der westeuropäischen weitgehend anglich.
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ad iv)

Im Zuge der sich langsam abzeichnenden Krise der Entspannungspolitik und 
dem bereits erwähnten "Jackson-Vanik-" sowie dem "Stevenson-Amendment" 
war der sogenannte "Bucy-Report", der gegen Ende der Regierungszeit von Prä­
sident Carter der Öffentlichkeit vorgestellt wurde, das erste Anzeichen eines er­
neuten Wandels der amerikanischen Exportkontrollpolitik. In diesem Bericht 
wurde eine grundlegende Änderung der Politik gefordert. Der darin befürwor­
tete "critical technology approach", wäre er ohne Abstriche realisiert worden, 
hätte zur Folge gehabt, daß die Orientierung auf Produkte bei der Gestaltung 
von Exportkontrollen durch Verfahren ersetzt worden wäre, die den potentiellen 
Effekt eines mit einer wie auch immer gearteten Wirtschaftsinteraktion zwischen 
Ost und West verbundenen Technologietransfers in die staatssozialistschen Län­
der feststellen und auf dieser Basis die Liste zu kontrollierender kritischer Tech­
nologien erstellen sollten (vgl. Bucy 1980). Eine derartige Umgestaltung der Ex­
portkontrollpolitik hätte eine erhebliche Erweiterung des Umfangs der CoCom- 
Listen zur Folge gehabt (vgl. Nötzold 1986) und würde der vom "Department of 
Defense" gewünschten Strategie der ökonomischen Kriegführung entsprechen.

Mit dem Antritt der Reagan-Administration wurden die Kräfte, die für eine ri­
gide Exportkontrollpolitik eintraten, weiter gestärkt. Die daraus folgende Ver­
härtung der amerikanischen Osthandelspolitik wurde durch die Auseinanderset­
zung über das Erdgas-Röhren-Geschäft der Bundesrepublik und die in diesem 
Zusammenhang gegenüber Westeuropa ausgesprochenen Sanktionen der USA 
deutlich vor Augen geführt. Die Westeuropäer, insbesondere die Bundesrepu­
blik Deutschland gaben aber nicht nach. Am 13.11.1982 hob Präsident Reagan 
die Sanktionen auf und kündigte einen gemeinsamen Aktionsplan der Bünd­
nispartner an. Dieser "gemeinsame Aktionsplan'' beschränkte sich zunächst dar­
auf, daß eine Reihe von "study groups" durch die "Organization for Economic 
Cooperation and Development" (OECD), die "International Energy Agency" 
(IEA), die NATO und das CoCom eingesetzt wurden, die Empfehlungen für 
den Ost-West-Handel zu erarbeiten hatten. Alle diese Empfehlungen bewegten 
sich jedoch auf einer sehr allgemeinen Ebene und hatten letztlich wenig Einfluß 
auf die Bündnispolitik (Vgl. Stent 1984). Jacobsen (1985: 22) ist daher auch zu­
zustimmen, wenn er schreibt:

"Diese Bereitschaft der Westeuropäer, sich an Studiengruppen zum Problem der 
Ost-West-Wirtschaftsbeziehungen zu beteiligen, konnte nur mühsam den Ein­
druck einer diplomatischen Niederlage der USA kaschieren."

Gewisse Erfolge der USA beim Versuch, die Bündnispartner zu einer ver­
schärften Exportkontrollpolitik zu bewegen, stellten sich bei der Revision der 
CoCom-Listen im Juli 1984 ein. Die daraufhin verabschiedeten CoCom-Listen 
beinhalten einige Erweiterungen im Bereich der Neuen Informations- und 
Kommunikationstechnologien. Dadurch wurden nicht nur beispielsweise zwei
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geplante Lieferungen von Fernsprechanlagen in RGW-Länder unmöglich ge­
macht, sondern auch die gesamte Maschinenbauindustrie tangiert, da diese zu­
nehmend computergesteuerte Teile verwendet (vgl. Rode 1988b: 114). Demge­
genüber scheiterte der Versuch, Öl- und Erdgastechnologie auf die CoCom-Li- 
sten zu setzen (vgl. Müller 1988: 258). Doch gaben sich die "Hardliner" in der 
Reagan-Administration mit diesem Kompromiß nicht zufrieden. Gleichsam an 
vier Fronten führten sie ihren Kampf für eine Abkehr des Bündnisses von der 
Strategie der Wirtschaftskooperation mit den staatssozialistischen Ländern wei­
ter (vgl. Jacobsen 1987 und Rode 1987):

- Die Kette von Initiativen innerhalb des CoCom riß nicht ab. Diese zielten 
unter anderem auf dessen organisatorische Struktur: Die USA forderten die 
stärkere Einbindung von Sicherheits- und Verteidigungsexperten in den Ent­
scheidungsprozeß und darüber hinaus die formelle Anerkennung des CoCom. 
Während die zweite Forderung auf heftigsten Widerstand der Westeuropäer 
stieß und abgeblockt wurde, fand die erste einige Resonanz.

- Die Aktivitäten zur Einbindung von Nicht-CoCom-Staaten wurden ebenfalls 
enorm verstärkt, wozu vor allem bilaterale Verhandlungen dienten, bei denen 
die USA nicht davor zurückschreckten, erheblichen Druck auszuüben: Öster­
reich wurde 1984 dazu bewogen, seine nationale Exportkontrollgesetzgebung 
zu verschärfen; ohne großes Aufsehen wurde in einschlägigen Verhandlungen 
von Schweden und der Schweiz Kooperationsbereitschaft angezeigt; 1985 trat 
Spanien gar dem CoCom-Reghne bei. Auch im südostasiatischen Raum sind 
zunehmend derartige Bemühungen seitens der USA zu erkennen, um Länder 
wie Südkorea, Taiwan und Singapur auf eine restriktivere Exportpolitik ge­
genüber den sozialistischen Ländern zu verpflichten.

- Außerdem wurden weder Kosten noch Mühen gescheut, um eine bessere 
Einhaltung der bereits vorhandenen Kontrollvorschriften durchzusetzen. Un­
ter dem vielsagenden Titel "Operation Exodus" (vgl. Perle 1984: 9ff.) began­
nen 1981 die amerikanischen Zollbehörden mit umfassenden, international 
angelegten zusätzlichen Inspektionen von Exporten. Von den Befürwortern 
einer Verschärfung der Exportkontrollpolitik wird immer wieder auf die dabei 
erzielten außerordentlichen Erfolge hingewiesen - 2850 illegale Exporte sollen 
allein in den ersten beiden Jahren verhindert worden sein (vgl. Jacobsen 1986: 
194).

- 1985 wurde der "Export Administration Amendments Act of 1985" (EAAA 
85) verabschiedet, der lange Zeit Zankapfel zwischen Senat, Repräsentanten­
haus und Administration gewesen war und eine Reihe von organisatorischen 
Änderungen im Bereich der Exportkontrollpolitik vorsah. Zwar wird in die­
sem Gesetz dem Präsidenten nahegelegt, vor Sanktionsentscheidungen auch 
die alliierten Regierungen zu konsultieren, und außerdem eine Bestandsga­
rantie für Verträge gegeben, die vor der Sanktionsverhängung abgeschlossen
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wurden. Beides offensichtlich Lehren aus dem Konflikt über das Erdgas-Röh- 
ren-Geschäft. Gleichzeitig fanden aber auch Verschärfungen der Exportkon­
trollen Eingang in das EAAA 85: Zum einen wurde die Bedeutung des Si­
cherheitsestablishments in der organisatorischen Struktur der amerikanischen 
Außenwirtschaftspolitik gestärkt und zum anderen die Möglichkeiten der 
Exekutive erweitert, andere Länder zur Übernahme der amerikanischen Ex- 
portkontrollvorstellungen zu bewegen,

Trotz dieser Zugeständnisse an die "Wirtschaftskrieger" wird das EAAA 1985 
gemeinhin als ein relativer Erfolg der Gemäßigten angesehen. Da in der Tat 
die "Hardliner" in der Reagan-Administration an Boden verloren zu haben 
scheinen, kann davon ausgegangen werden, daß die vierte Phase des CoCom- 
Regimes sich bereits wieder ihrem Ende zuneigt.

Gerade auch die Entwicklungen der jüngsten Zeit weisen in diese Richtung: In 
bezug auf die Vereinigten Staaten hat manchen Beobachter überrascht, wie 
nachgiebig die Sanktionen gegen den japanischen Toshiba-Konzern, der in ei­
nem spektakulären Fall gegen die CoCom-Bestimmungen verstoßen hatte, im­
plementiert wurden und auch welch geringe Rolle die CoCom-Liste in der Dis­
kussion um das neue Handelsgesetz spielte (vgl. FR, 15.7.1988). Währenddessen 
scheinen die Westeuropäer mit ihren Forderungen nach gemäßigten Embargo­
bestimmungen wieder in die Offensive zu gelangen. Die veröffentlichten Mei­
nungen hierzulande weisen eindeutig in diese Richtung: Während in der 
"Frankfurter Rundschau" (12.7.1988) ein Friedensforscher (Reinhard Rode) eine 
Reduktion der CoCom-Listen um 90 % fordert, veröffentlichen so verschieden 
ausgerichtete Zeitschriften wie "Die Zeit" (29.7.1988) und die "Blätter für deut­
sche und internationale Politik" (3 und 4/1988) Artikel zum Thema mit gleich­
lautendem Titel: "Die verfluchte Liste". Zudem erbrachten die Verhandlungen 
im CoCom zur Jahreswende 1987/88 auch einige Beschlüsse, die, gemäß dem 
Motto "höhere Zäune um weniger Bäume", auf verringerte, aber besser kontrol­
lierte CoCom-Listen zielen (vgl. IHT, 29.1.88 oder NZZ, 4.2.1988).

Auf der Grundlage des Gesagten sind nun auch einige skizzenhafte Bemerkun­
gen zur Wirkung des Regimes möglich. Das CoCom-Regime ist ein externes Re­
gime, da es primär das gemeinsame Außenverhalten der Teilnehmer gegenüber 
Dritten steuert. Von daher muß die Verteilungsgerechtigkeit des Regimes in be­
zug auf den Ost-West-Kontext äußerst skeptisch beurteilt werden (vgl. Wolf und 
Zürn 1988). Das CoCom-Regime trägt dazu bei, die Unterschiede in der wirt­
schaftlichen Produktivität, und damit letztlich auch im Lebensstandard, zwischen 
Ost und West aufrechtzuerhalten. Aber auch die Friedensförderlichkeit, ver­
standen als Beitrag zur Verhütung eines Krieges zwischen Ost und West, die ja 
gleichsam die Ratio des Regimes darstellt, kann zumindest für allzu restriktive 
Exportkontrollen in Zweifel gezogen werden. In einem Artikel der Time 
(23.11.1987) wird ein "Western intelligence official" zitiert, der die bemerkens­
werte Frage stellt:
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"When you consider that one of the most likely causes of World War III 
is a Soviet computer failure that could make the Russians believe they 
are under missile attack, then it just might be in our interest to ship 
them the best computers money can buy. I mean, should we really be 
trusting our security to Soviet-built computers?"

In der Tat: Neuere Studien zur Kriegsgefahrenanalyse kommen übereinstim­
mend zu dem Ergebnis, daß die Gefahr eines Unfallkrieges um ein vielfaches 
höher ist als die Wahrscheinlichkeit eines gewollten sowjetischen Angriffs (vgl. 
als Überblick Efinger, Nielebock und Rittberger 1987). Um also die eigentlichen 
Ziele des CoCom-Regimes zu erreichen, nämlich die Sicherheit des Westens zu 
garantieren, muß insbesondere in einer Phase der Ost-West-Beziehungen, in der 
ein bemerkenswerter Wandel zumindest in der sowjetischen Gesellschaft von­
statten zu gehen scheint, den es doch eher zu fördern als zu bekämpfen gilt, eine 
Reduzierung der Exportverbotslisten angestrebt werden. Nicht "Sicherheit versus 
Geschäft" (vgl. Rode 1986), sondern "Sicherheit und Geschäft" lautet dann die 
Devise.

5. Das CoCom-Regime im Lichte von Theorien über Kooperation in der interna­
tionalen Politik

Wenn wir uns nun Theorien über Kooperation in den internationalen Wirt­
schaftsbeziehungen zuwenden, die dem rationalistischen Theoriestrang zuzu­
rechnen sind, so soll dies dazu dienen, die Entstehung und den Wandel des Co­
Com-Regimes zu erklären bzw. umgekehrt die Erklärungskraft dieser Theorien > 
am Fall des CoCom zu überprüfen und deren Schwachpunkte aufzuzeigen. Des­
halb ist es erforderlich, nochmals explizit zusammenzufassen, was erklärt werden 
soll, was also gleichsam die abhängigen Variablen sind. Erklärt werden muß zum 
einen die Tatsache, daß es zu einem CoCom-Regime gekommen ist und somit 
das Dilemma der westlichen Staaten im Problemfeld des Technologietransfers 
überwunden wurde, daß sie unterschiedliche Strategien der Osthandelspolitik 
haben, wovon jede aber nur dann funktionieren kann, wenn sie koordiniert und 
von allen angewandt wird. Zum anderen muß geklärt werden, weshalb der Inhalt 
des CoCom-Regimes - die konkrete Regelausgestaltung also - nur vorüberge­
hend den Wünschen der USA entsprach.

5.1 Die Theorie der hegemonialen Stabilität

Die Theorie der hegemonialen Stabilität versucht sowohl das Zustandekommen 
eines internationalen Regimes als auch dessen Inhalt, also die beiden hier inter­
essierenden Variablen, durch die Verteilung von Machtressourcen im interna­
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tionalen System zu erklären. In ihrer einfachsten Form lauten die generalisieren­
den Aussagen, daß erstens die Existenz einer hegemonialen Macht notwendig 
und hinreichend ist, um stabile Regelwerke in den Problemfeldern, in denen der 
Hegemon einen kollektiven Bearbeitungsbedarf wahrnimmt, zu schaffen und 
aufrechtzuerhalten, und daß zweitens demzufolge der Verfall eines Hegemons, 
also eine Veränderung in der internationalen Machtkonstellation, zur 
Schwächung und Auflösung dieser Regime führt. Auf den Fall des CoCom-Re- 
gimes übertragen, sagt die Theorie demnach "vorher", daß nach 1945 unter Füh­
rung der zumindest innerhalb des westlichen Systems hegemonialen Vereinigten 
Staaten die Errichtung des CoCom-Regimes, das ja ein West- West-Regime ist, 
zu erwarten war. Dieses Regime hätte - gemäß den Aussagen der Theorie - mit 
dem relativen Positionsverlust der USA spätestens seit Mitte der 60er Jahre 
durch eine zunehmende Instabilität geprägt sein müssen.

Es mag überraschen, daß die Protagonisten der Theorie der hegemonialen Sta­
bilität31 dem CoCom-Regime nur wenig Aufmerksamkeit geschenkt haben. 
Denn auf den ersten Blick scheint dieser Fall die Theorie vollauf zu bestätigen 
(Hardt 1984: 25):

"Bevor sich die Osthandelspolitik und wirtschaftliche Entspannung ab­
zeichneten, sicherte die amerikanische Vormachtstellung im Handel des 
Westens mit dem Ostblock den Konsens der Allianz. Mit dem Schwin­
den, ja sogar dem Verschwinden der ökonomischen und technologi­
schen Überlegenheit der Vereinigten Staaten über die anderen westli­
chen Industrieländer und der erhöhten Bedeutung der wirtschaftlichen 
Vorteile aus dem Osthandel für Schlüsselbereiche in vielen OECD- 
Ländern wurde die westliche Einheit in den Ost-West-Handelsbezie- 
hungen weniger sicher."

Eine nähere Betrachtung macht aber deutlich, daß der Inhalt und die Entwick­
lung des CoCom-Regimes einige Eigenheiten aufweist, für die die Theorie der 
hegemonialen Stabilität nicht vollständig Rechnung tragen kann.

Das bezieht sich zum einen auf den Regelungsinhalt des CoCom-Regimes. Denn 
gemäß der Theorie der hegemonialen Stabilität schafft ein Hegemon markt-ori- 
entierte Regime, um die liberale Weltordnung, die er aufgrund seiner überlege­
nen Produktivität bevorzugt, zu fördern. Das CoCom ist aber gerade ein gegen 
den Markt gerichtetes, also ein autoritativ-orientiertes Regime. Vertreter der 
Theorie der hegemonialen Stabilität könnten allerdings entgegenhalten, daß die 
Lieferung von wichtigen Technologien an den Hauptgegner der liberalen Ord­
nung eine Form des Marktversagens darstellt33. Insofern müsse auch das Co­
Com-Regime nicht als eiu internationales Regime gegen den Markt, sondern als 
ein Regime zur Stützung der Marktmechanismen, also gleichsam als ein markt­
orientiertes, angesehen werden. In diesem Zusammenhang muß dann aber die 
Frage aufgeworfen werden, weshalb die USA, denen zumindest in bezug auf die
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unmittelbare Nachkriegszeit von vielen Vertretern der Theorie der hegemonia- 
len Stabilität eine "globale Hegemonialstellung" zugesprochen wurde, ein Regime 
des internationalen Technologietransfers gegen und nicht mit den staatssoziali­
stischen Ländern geschaffen haben.

Hinzu kommt, daß gemäß der dominanten Version der Theorie der hegemonia- 
len Stabilität zu erwarten wäre, daß die in einer hegemonialen Ordnung ge­
schaffenen Regeln, zumindest im großen und ganzen, auch den Wünschen des 
hegemonialen Akteurs entsprechen. Dies war aber im Fall des CoCom-Regimes, 
wie wir gesehen haben, nur für begrenzte Zeiträume, nämlich für die Zeit zwi­
schen 1950 und 1954 sowie wohl auch für die 70er Jahre, als die amerikanische 
und die westeuropäische Position weitgehend identisch waren, zutreffend. Ge­
wiß, eine andere Variante der Theorie geht davon aus, daß die Errichtung und 
Aufrechterhaltung ökonomischer internationaler Regime durch einen Hegemon 
der Bereitstellung von "Gemeinschaftsgütern" unter erheblichem Kostenaufwand 
für den Hegemonialstaat gleicht. Insofern kann die Tatsache, daß die nationalen 
Exportkontrollisten der USA die meiste Zeit viel umfassender waren als die 
multilateralen CoCom-Listen, nicht überraschen:

Der das Gemeinschaftsgut erbringende Hegemon hat einen überproportionalen 
Kostenanteil zu tragen, während die kleineren westlichen Staaten die Rolle der 
"Trittbrettfahrer" einnehmen. Eine solche Argumentation übersieht jedoch, daß 
die geographisch begründete traditionell höhere Handelsverflechtung der west­
europäischen Staaten mit Osteuropa dafür sorgt, daß es die Volkswirtschaften 
dieser Länder sind, die den höheren Kostenbeitrag verglichen mit den USA zum 
CoCom-Regime leisten. Außerdem bleibt bei Heranziehung dieser Version un­
klar, weshalb sich die USA mit ihren Wünschen nach umfassenden Listen in deL 
ersten Phase des CoCom-Regimes durchsetzen konnten.

Diese Einwände werfen die Frage auf, wie die USA eigentlich ihre überlegene 
Machtposition in die von ihnen gewünschte Politikergebnisse Umsetzern Die sog. 
Theorie des Embargos bietet hier eine Antwort, die als Ergänzung der Theorie 
der hegemonialen Stabilität angesehen werden kann. Demnach willigen Drittlän­
der in ein vom Senderland an das Zielland ausgesprochenes Embargo dann ein, 
wenn das Senderland dem Drittland Leistungen zur Verfügung stellen oder 
glaubhaft mit deren Entzug drohen kann, deren Wert vom Drittland höher ein­
gestuft wird als die Kosten des Embargos gegenüber dem Zielland (vgl. Hasse 
1973: 331ff). Adler-Karlsson (1968: 6) erklärt dann auch in dieser Weise das 
Entstehen des CoCom und die Durchsetzung der USA in den frühen 50er Jah­
ren:

"However, the American aid to Western Europe in the years around 
1950 was several times larger than the total turnover of East-West trade, 
and as the West European governments did not want to run the risk of 
the Americans carrying out their threat to cut off this aid, they evidently
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had a great interest in showing some Cooperation with the Americans on 
the embargo policy, and so they did."

Zweifelsohne besitzt diese Erklärung ein hohes Maß an Plausibilität. Es bleiben 
aber dennoch Fragen offen: Weshalb konnten die USA nach 1954 ihre Position 
nicht mehr durchsetzen, als zwar das "European Recovery Program" auslief, aber 
die militärische Hilfe für Europa sehr steil anstieg? Und ist es wirklich zutref­
fend, daß die umfassenden CoCom-Listen, die zwischen 1950 und 1954 Gültig­
keit hatten, gegen den Willen der Westeuropäer aufgestellt wurden und deshalb 
von den USA durch die Drohung des Entzugs der Wirtschaftshilfe erst erzwun­
gen werden mußten?

Zum anderen bezieht sich die Kr itik der Theorie der hegemonialen Stabilität auf 
die Tatsache, daß dem CoCom-Regime auch nach "dem Verschwinden der öko­
nomischen und technologischen Überlegenheit der USA" von den allermeisten 
Beobachtern ein hohes Maß an Stabilität zugesprochen wird. Die Autoren, die 
von der Theorie der hegemonialen Stabilität herkommend, eine Schwächung des 
CoCom-Regimes seit Ende der 60er Jahre zu beobachten glauben, verwechseln 
die zu jener Zeit fraglos stattgefundene Lockerung der Exportkontrollen mit ei­
ner nachlassenden Stabilität des Regimes. Der von der Theorie der hegemonia­
len Stabilität für den Fall des relativen Machtverlusts der USA prognostizierte 
Verfall des internationalen Regimes trat in Wahrheit nicht ein. Das CoCom-Re­
gime hatte aber nicht nur weiter Bestand, es erlebte zu Beginn der 80er Jahre 
darüber hinaus einen erneuten Versuch des einstigen Hegemons, die Embargoli­
sten auszubauen. Auch das mag vor dem Hintergrund der Theorie der hegemo­
nialen Stabilität überraschen, zumal dieser Versuch gar Teilerfolge erbrachte.

Zusammenfassend kann gesagt werden, daß die Theorie der hegemonialen Sta­
bilität auf den ersten Blick einer empirischen Überprüfung anhand des besonde­
ren Falles "CoCom-Regime" standzuhalten scheint. Insbesondere der Zeitpunkt 
der Entstehung des Regimes wird von der Theorie richtig prognostiziert. Aller­
dings gelingt es ihr nicht, einige nicht unerhebliche Eigenheiten des CoCom-Re­
gimes in bezug auf dessen Ausgestaltung (weitgehende Durchsetzung der west­
europäischen Präferenzen) und Wandel (Stabilität des Regimes) vollkommen 
adäquat zu erklären. Dennoch ist der Erklärungswert der Theorie beachtlich. Sie 
trägt zum Verständnis der Entstehungsbedingungen des Regimes bei und macht 
auch deutlich, daß mit dem relativen Machtverlust der USA sich zumindest ten­
denziell deren Chancen, das Regime gemäß ihren Wünschen auszugestalten, ver­
ringern.
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5.2 Die Theorie vom "schwachen" amerikanischen Staat

Diese vergleichsweise komplexe Theorie muß als Resultat eines konstruktiven 
Dialogs der Vertreter der modern gefaßten These vom Primat der Politik gegen­
über der Wirtschaft auch im Bereich der Außenwirtschaftspolitik (vgl. Gilpin 
1975 sowie Krasner 1978) und den Autoren der Arbeiten, die man unter den 
Titel "New Institutionalism" rubrizieren kann (vgl. etwa Katzenstein 1978 und 
Ikenberry, Lake und Mastanduno 1988), gesehen werden. Zwar verweisen die in 
den beiden letztgenannten Sammelbänden vertretenen Hypothesen in vielem be­
reits auf den den soziologischen Theoriestrang, gleichwohl ist der neorealistische 
Theoriekern dieser Arbeiten dem ökonomischen bzw. rationalistischen Theorie­
strang zuzurechnen. Zudem muß angemerkt werden, daß diese Theorie die 
Theorie der hegemonialen Stabilität gleichsam voraussetzt. Sie ist daher auch 
eher als Komplement denn als Konkurrenz zu der systemischen Hegemonietheo­
rie anzusehen. Die Theorie vom "schwachen" amerikanischen Staat zielt auf die 
Erklärung der Außenwirtschaftspolitik der USA - also eine Aktion bzw. eine 
Menge von Aktionen. Erst durch den Hinweis auf die äußere Stärke des ameri­
kanischen Staates im Bereich der Außenwirtschaftspolitik wird die Anwendung 
dieser Theorie auf das CoCom-Regime, das der Sache nach eigentlich das Er­
gebnis einer Interaktion zwischen mehreren Staaten ist, überhaupt nahegelegt. 
Aufgrund dieser Verschiebung der abhängigen Variablen muß die Überprüfung 
dieser Theorie anhand des CoCom-Regimes mit milderen Maßstäben erfolgen, 
denn die "Fehler" der Theorie der hegemonialen Stabilität werden gleichsam 
übernommen.

Gemäß der Theorie werden als grundsätzliche Ziele der Außenpolitik der Exe­
kutive in den Vereinigten Staaten und in westlichen Demokratien generell^ 
denen die Außenwirtschaftspolitik als Instrument dienen soll und somit unterge-) 
ordnet ist, die Ausbreitung und Stärkung einer liberalen internationalen Wirt­
schaftsordnung angesehen und, komplementär dazu, die Eindämmung des 
Kommunismus (Primat der Politik).

Diese beiden Zielsetzungen, deren Erreichung gemäß der Theorie auch als kol­
lektives Gut betrachtet werden kann, würden von einem relativ autonomen Staat 
(verstanden als Exekutive) angestrebt, der allerdings sowohl innergesellschaftli­
chen als auch internationalen Restriktionen ausgesetzt sei. Differenziert wird 
dabei nach unterschiedlichen Ländern, bei denen die "Stärke des Staates" vari­
iere. Der amerikanische Staat sei zwar international sehr mächtig, aber innenpo- 
litsch im Vergleich zu anderen westlichen Industriestaaten sehr schwach. Die in­
nergesellschaftlichen Restriktionen äußern sich darin, daß die übergeordneten 
und kollektiven Ziele der US-Exekutive durch gesellschaftliche und wirtschaftli­
che Sonderinteressen unterminiert werden. Dies insbesondere dann, wenn die 
Exekutive nicht die Unterstützung der öffentlichen Meinung für ihre Zwecke si­
chern kann. Zur Überprüfung und Differenzierung dieser Aussagen bieten sich 
Untersuchungen über unterschiedliche Sachbereiche der amerikanischen
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Außenwirtschaftspolitik geradezu an: In dem besagten Band von Ikenberry, 
Lake und Mastanduno (1988) macht dies beispielsweise Gowa (1988), die die 
Handels- und Währungspolitik der USA analysiert. Mastanduno (1988) hat eine 
Studie über das CoCom-Regime beigetragen, auf die sich die folgenden Ausfüh­
rungen auch teilweise stützen werden.

Überträgt man die generalisierenden Aussagen dieser Theorie auf den hier un­
tersuchten CoCom-Fall, so ergeben sich die folgenden Erwartungen an die Em­
pirie: Entsprechend der These von der Subordination gesellschaftlicher Sonde­
rinteressen unter die übergeordneten Ziele der westlichen bzw. amerikanischen 
Außenpolitik wird die Sicherung der liberalen Wirtschaftsordnung durch die 
Eindämmung des Kommunismus mittels einer ökonomischen Kriegführung er­
wartet. Es läßt sich zudem erwarten, daß Abweichungen von und Inkonsistenzen 
in der übergeordneten Osthandelsstrategie weniger auf den Ungehorsam der 
westeuropäischen Partner zurückzuführen sind, als vielmehr auf das Unterlaufen 
der "exekutiven Strategie" durch gesellschaftliche Sonderinteressen, die im und 
durch den Kongress artikuliert und durchgesetzt werden. Ein Unterlaufen der 
exekutiven, Osthandelsstrategie ist insbesondere dann wahrscheinlich, wenn die 
Sonderinteressen nicht mit Hilfe der öffentlichen Meinung zurückgewiesen wer­
den können, also im vorliegenden Fall in Phasen relativer Entspannung in den 
Ost-West-Beziehungen.

Die "Vorhersagen" dieser Theorie stimmen auf den ersten Bück mit der realen 
Entwicklung des CoCom-Regimes überein. Das CoCom-Regime wurde in der 
"heißesten" Phase des Kalten Krieges 1950 errichtet und die umfassendsten Ex- 
portkontrollisten gab es während des Korea-Krieges. Die zu erklärende Regi­
meerrichtung erfolgte unter einer Bedingungskonstellation, unter der gemäß der 
Theorie zu erwarten war, daß die Sonderinteressen in der amerikanischen Ge­
sellschaft und selbstverständlich auch in den Gesellschaften der Allierten - in 
denen der Staat ja ohnehin als innenpolitisch durchsetzungsfähiger angesehen 
wird - den höheren Politikzielen der "freien Welt" untergeordnet würden. Nach 
Ende des Korea-Krieges und mit den ersten Entspannungsbemühungen folgte 
dann eine permanente Lockerung der Beschränkungen, die nur vorübergehend, 
in der ersten Hälfte der 60er Jahre als Folge neuerlicher Ost-West-Krisen, sta­
gnierte. Während der Entspannungsphase der 70er Jahre trat eine zusätzliche 
Lockerung der Exportkontrollpolitik im CoCom ein, die sich in der stark erhöh­
ten Anzahl der Ausnahmegenehmigungen nachweisen läßt. Mit der Krise der 
Entspannung von Ende der 70er Jahre an kam erneut eine restriktivere Osthan­
delsstrategie zum Zuge, die in dem Maße wieder aufgehoben wurde, wie sich 
eine neuerliche Entspannungstendenz in den Ost-West-Beziehungen abzeich­
nete. Die These, daß sich die gesellschaftlichen Sonderinteressen am Osthandel 
gegen die Strategie der ökonomischen Kriegführung in dem Maße durchsetzen, 
wie die Exekutive nicht die öffentliche Meinung gegen den Osthandel aktivieren 
kann, scheint also zu greifen.
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Doch auch hier zeigt ein zweiter, sorgfältigerer Blick, daß sich die widerborstige 
Empirie nicht problemlos ins Theoriegebäude einordnen läßt. Denn die Erfah­
rungen aus der Osthandelspolitik widersprechen beiden Aussagen der Theorie 
vom "schwachen" amerikanischen Staat: Wider Erwarten gab es nur sehr wenig 
innenpolitische Widerstände gegen die exekutive Strategie; darüber hinaus 
stellte der Kongress der Exekutive die Instrumente für eine Durchführung einer 
solchen Politik sogar im Übermaß zur Verfügung. Und wider Erwarten waren 
die Vereinigten Staaten trotz des innenpolitischen Konsenses nicht in der Lage, 
ihre bevorzugte Strategie gegenüber den westeuropäischen Verbündeten voll­
ständig durchzusetzen. Um diese Aussagen zu belegen, ist zunächst nochmals 
auf die Phase zwischen 1950 und 1954 einzugehen, in der das CoCom-Regime 
die Strategie der ökonomischen Kriegführung gegenüber den sozialistischen 
Ländern implementierte. Berücksichtigt man die Bedenken der westeuropäi­
schen Bündnispartner, die noch zu Ende der 40er Jahre gegen eine solche Stra­
tegie zur Geltung gebracht wurden, so stellt sich die Frage, wie die Bereitschaft 
der Westeuropäer, sich an der Strategie der wirtschaftlichen Kriegführung zu 
beteiligen, also einer umfassenden Embargoliste zuzustimmen, erklärt werden 
kann. Nach Adler-Karlsson (1968: 45) ist "the answer [...] clearly to be found in 
the American threats to cut off aid in cases of noncompliance". Es ist zwar rich­
tig, wenn auch im Sinne der Theorie vom "schwachen" amerikanischen Staat 
gleichwohl überraschend, daß der Kongreß mit dem "Battle Act" vom Oktober 
1951 dieses "erpresserische" Instrument der Exekutive problemlos zur Verfügung 
gestellt hatte. Diese weigerte sich aber konstant, dieses Instrument anzuwenden 
und teilte dies auch den europäischen Botschaftern mit34; Abweichungen der 
Allierten von den CoCom-Bestimmungen wurden auch nie tatsächlich sanktio­
niert. Könnte es einen besseren Zeugen für diese Darstellung geben als Adler- 
Karlsson (1968: 5) selbst?

"Congress enforced some very hard and undiplomatic formal conditions, 
while the President and the State Department, who had to carry out the 
foreign policy, wanted to, and also did, use considerably softer means."

Demgemäß erklärt Mastanduno (1988: 123f.) die Bereitschaft der Westeuropäer, 
in eine Strategie der ökonomischen Kriegführung einzuwilligen nicht durch die 
amerikanische Sanktionspolitik gegenüber den Partnern, sondern durch die ver­
änderten Strategievorstellungen der Westeuropäer während des Korea-Krieges:

"With West European cooperation a necessity, and with American coer­
cive instruments effectively neutralized, the ultimate determinants of al­
liance strategy were the preferences of West European leaders, parti­
cularly British and French. Their preferences, in turn, were shaped by 
their own conceptions of the relationship between East-West trade and 
national security. In 1950, the belief that military conflict was highly li­
kely, and that it would take the form of protacted conventional war, 
combined to make a broad embargo against the East a compelling stra-
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tegy. By 1953, as the threat of war subsided and the emphasis of alliance 
defense planning shifted to nuclear deterrence, the strategy no longer 
justified the economic and political sacrifices it entailed.1'

Nicht allein die außenpolitisch starken Vereinigten Staaten bestimmten die 
westliche Exportkontrollstrategie zwischen 1950 und 1953, sondern ebenso die 
westeuropäischen Partner. Denn während dieses kurzen Zeitraums herrschte 
Einigkeit zwischen den USA und den Westeuropäern über den notwendigen 
Umfang der Exportkontrollisten. Und nicht die Exekutive, sondern der Kongreß 
war zu jener Zeit der schärfste Verfechter einer Hintanstellung der Sonderinter­
essen der Ostexporteure. Ein Bild, das sich in den folgenden Jahren wiederholte. 
So versuchte beispielsweise sowohl die Kennedy- als auch die Johnson-Admini­
stration, Liberalisierungen in der nationalen Exportkontrollpolitik durchzuset­
zen, Diese Bemühungen scheiterten jedoch am Widerstand des Kongresses und 
an der Haltung der Gewerkschaften und der Öffentlichkeit. Noch prägnanter 
war die Entwicklung der Osthandelspolitik in den 70er Jahren. Kissinger setzte 
zunächst eine Ausweitung des Osthandels durch, um die von ihm angestrebte 
selektive Sanktionierungsstrategie gegenüber der Sowjetunion anwenden zu kön­
nen. Durch die Politikprozesse im Kongreß, die zum "Jackson-Vanik-" und "Ste­
venson-Amendment11 führten, scheiterten aber auch diese Liberalisierungsversu­
che an innenpolitischen Widerständen. Allein der Widerstand der Agrarlobby 
gegen die unter Carter einsetzende umfassende Sanktionierungsstrategie war 
erfolgreich und entspricht der These vom innenpolitisch schwachen amerikani­
schen Staat, der ständig gesellschaftlichen Sonderinteressen bei der Formulie­
rung seiner Außenwirtschaftspolitik Tribut zollen muß (vgl. Rode 1986: 216).

Mißt man die Theorie vom schwachen amerikanischen Staat nur in bezug auf die 
Prognose für die beiden abhängigen Variablen, also zum einen den Zeitpunkt 
der Entstehung und zum anderen die folgende Entwicklung des CoCom-Regi- 
mes, so erweisen sich die Generalisierungen dieser Theorie beim vorliegenden 
Fall als zutreffend. Eine nähere Betrachtung der Wirkungsmechanismen macht 
jedoch deutlich, daß die relative Bedeutung und die Wirkungsrichtung der in­
nenpolitischen und internationalen Mechanismen, die zur Entstehung und Ent­
wicklung des Regimes geführt haben, den Aussagen der Theorie gerade nicht 
entsprechen: Die vollständige Durchsetzung der von der amerikanischen Exeku­
tive meistens bevorzugten Strategie der ökonomischen Kriegführung scheiterte 
nicht an den Sonderinteressen in der amerikanischen Gesellschaft, sondern am 
Widerstand der westeuropäischen Verbündeten.

5.3 Die spieltheoretische Erklärung internationaler Kooperation

Zwei Formen der empirischen Anwendung der Spieltheorie, die gewissermaßen 
den Idealtyp des rationalistischen Theoriestrangs darstellt, lassen sich in den So-
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zialwissenschaften unterscheiden. Die eine übernimmt die Annahmen dieser 
Theorie, wie rationale Akteure oder das Vorhandensein einer nur begrenzten 
Anzahl von Handlungsalternativen bei den Akteuren etc., in ein abstraktes Mo­
dell und versucht, durch die zum Teil experimentelle Variation der Rahmenbe­
dingungen, unter denen diese Spiele stattfinden, deren Wirkung mit Hilfe des 
spieltheoretischen Instrumentariums zu bestimmen. Dadurch werden Hypothe­
sen über handlungsbeeinflussende Faktoren, die von einer rationalistischen 
Theoriebildung ansonsten nur unzureichend erfasst werden, wie z.B. die Merk­
male von Akteuren oder die Merkmale der Umwelt, in der eine Interaktion 
stattfmdet, gewonnen. Diese deduktiv ermittelten Hypothesen können dann an­
hand von historischem Fallmaterial überprüft werden. Bekanntestes Beispiel die­
ser Art der Anwendung ist wohl Axelrods (1984) Arbeit "The Evolution of Coo­
peration", in der die kooperationsfördernde Wirkung einer langen und in ihrem 
Ende unbestimmten Serie gleichartiger Interaktionen bzw. Spiele herausarbeitet 
wird ("shadow of the future")35.

Die andere Art der Anwendung basiert auf der Hypothese, daß sich reale Situa­
tionen der nationalen und internationalen Politik mit einer spieltheoretischen 
Auszahlungsmatrix modellieren lassen und diese Modelle wiederum Prognosen 
über das Interaktionsergebnis einer gegebenen Situation ermöglichen. Sie stellt 
damit eine reine Anwendung eines "Rational-Choice Ansatzes" dar und beruht 
auf der Vorstellung, daß aufgrund der Kenntnis der Situationsstruktur bzw. der 
Auszahlungsmatrix in einer gegebenen Konfliktsituation sich das Ergebnis der 
Interaktion erklären bzw. Vorhersagen läßt. Eine Situationsstruktur setzt sich aus 
drei Komponenten zusammen: den relevanten Akteuren bzw. den Spielern eines 
Problemfeldes, den Verhaltensoptionen, die die Spieler zur Verfügung haben 
und den Präferenzordnungen der Akteure für die unterschiedlichen möglichen 
Interaktionsergebnisse, die sich aus der Kombination der von den Akteuren re­
alisierten Optionen ergeben. Zur Erstellung einer Situationsstruktur muß der 
Analytiker demnach drei Fragen beantworten:
i) Welches sind die wichtigsten Akteure im untersuchten Problemfeld, und wie 
kann die große Anzahl der Akteure sinnvoll reduziert werden?
ii) Welche Verhaltensoptionen haben die Akteure?
iii) Welche der im Problemfeld möglichen Interaktionsergebnisse werden von 
den unterschiedlichen Akteuren gewünscht und welche nicht? Die Beantwortung 
dieser Frage ist sicherlich relativ schwierig, da, um Tautologien zu vermeiden, 
die Präferenzordnung unabhängig vom letztlichen Verhalten, also von der Wahl 
der Verhaltensoption, bestimmt werden muß. Dabei lassen sich unterschiedliche, 
mehr oder minder pragmatische Vorgehensweisen denken (vgl. Zürn 1988)36.

Wurden durch ein Studium des untersuchten Falles die zur Beantwortung dieser 
Fragen notwendigen Informationen erhoben, so kann eine Situationsstruktur 
modelliert werden37. Auf der Basis der modellierten Situationsstruktur ist es 
dann möglich, Aussagen über das jeweils zweckrationale Verhalten bzw. die je­
weils zu erwartende Verhaltensentscheidung der beteiligten Akteure zu machen.
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Die Kombination der zu erwartenden Verhaltensentscheidungen der Akteure 
zeigt dann schließlich das aufgrund der modellierten Situationsstruktur progno­
stizierbare Interaktionsergebnis an. Ähnlich wie bei machtstrukturellen Theorien 
wird auch hier von bestimmten Konstellationen der Einflußchancen auf die 
Wahrscheinlichkeit der Entstehung einer geregelten Konfliktbearbeitung ge­
schlossen. Diese Art der Anwendung steht damit in direkter Konkurrenz zur 
Theorie der hegemonialen Stabilität.

Die Theorie im Sinne von generalisierenden Aussagen setzt nun an dem Punkt 
an, an dem Aussagen darüber gemacht werden, welche Verhaltensoptionen die 
Akteure bei einer gegebenen Situationsstruktur auswählen. Die mathematische 
Spieltheorie bietet dafür unterschiedliche sogenannten "solution theories" wie 
beispielsweise das "Nash Equilibrium" an, die allerdings für die empirische An­
wendung nur als Ausgangspunkt dienen können. Für den Rahmen der Regime­
analyse lassen sich die folgenden, einer empirischen Prüfung zuzuführenden 
Aussagen machen:
i) Im Sinne einer notwendigen Bedingung kann formuliert werden: Internatio­
nale Regime entstehen nur dann, wenn es sich um eine "problematische soziale 
Situation" (Raub und Voss 1986) handelt. Problematische soziale Situationen 
können - sehr grob - als solche definiert werden, in denen bei der Anwendung 
einer maximin-Strategie38 durch beide Akteure ein suboptimales Ergebnis mög­
lich ist.
ii) Es entstehen aber nicht in allen problematischen Situationen Regime, sondern 
nur in bestimmten (vgl. Oye 1986, Zürn 1987: 96ff.). In Modifizierung der Hy­
pothesen einiger interessanter Arbeiten, die im Rahmen der soziologischen For­
schung über die Entstehung sozialer Institutionen entwickelt worden sind (vgl. 
etwa Ullmann-Margalit 1977), kann behauptet werden:
Entspricht die Situationsstruktur dem Typ eines Koordinationsspiels ("Leader", 
"Hero" etc.)39, ist die Entstehung eines Regimes zu erwarten40.
Entspricht die Situationsstruktur dem Typ einer Dilemmasituation ("Chicken", 
"Prisoners’ Dilemma", "Stag Hunt" etc.), so ist die Entstehung eines Regimes in 
einem Problemfeld dann wahrscheinlich, wenn die Gesamtbeziehungen der Ak­
teure als gut zu bezeichnen sind41.
Entspricht die Situationsstruktur dem Typ einer Rambo-Situation ("Rambo", 
"Deadlock" etc.), ist kein Regime zu erwarten42.

Schreiten wir nun zur Anwendung dieses Instrumentariums für den CoCom-Fall 
in der Phase zwischen 1954 und 1969: Der erste Schritt besteht darin, die betei­
ligten Akteure und deren mögliche Verhaltensoptionen zu bestimmen. Im vor­
liegenden Fall kann vereinfachend von zwei Akteuren (USA einerseits und 
Westeuropa inklusive Japan andererseits) mit jeweils drei Verhaltensoptionen 
(Mißachtung jeglicher Kontrollisten, Einhaltung einer "kleinen" Liste, Einhaltung 
einer "großen" Liste) ausgegangen werden.
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Daraus ergeben sich 3 x 3  = 9 mögliche Interaktionsergebnisse, deren Präfe­
renzordnung für die beteiligten Akteure im zweiten Schritt bestimmt werden 
muß. Für die Festlegung der Präferenzordnungen und somit für eine Überprü­
fung der prognostischen Fähigkeiten dieser Theorie ist die empirische Feststel­
lung der Interessenlage der beteiligten Akteure notwendig. Es gilt also in Erin­
nerung zu rufen, daß im modellierten Zeitraum alle bedeutsamen Regimemit­
glieder die grundsätzliche Notwendigkeit einer "kleinen", der Strategie der qua­
lifizierten Wirtschaftskooperation entsprechenden Embargoliste trotz der damit 
verbundenen wirtschaftlichen Verzichtskosten anerkannten, daß aber die USA 
darüber hinaus ehre umfassendere Liste anstrebten. Die von den USA in dieser 
Zeit bevorzugte Strategie der ökonomischen Kriegführung hätte die dauerhafte 
Einrichtung einer solchen umfassenden Liste erfordert. Während also die USA 
so wenig wie möglich westliche Exporte von vor allem technologiehaltigen Gü­
tern nach Osteuropa anstrebten, wollten die Westeuropäer nur den Export von 
wenigen strategisch relevanten Gütern verhindern und ansonsten einen größt­
möglichen wirtschaftlichen Gewinn aus dem Osthandel erzielen. Auf der 
Grundlage dieser Interessenkonstellation können nun die Präferenzordnungen

Schaubild 243: Die CoCom-Präferenzordnungen (1954-1969)

GEWÄHLTE
OPTION

DEM INTERAKTIONSERGEBIS ZUGEORDNETER 
NUTZEN (9 = höchste Präferenz;

1 = geringste Präferenz)

WE USA WE USA

0 0 3 1

klein klein 8 6

groß groß 7 9

0 klein 4 3

0 groß 5 5

klein 0 2 2

groß 0 1 4

klein groß 9 8

groß klein 6 7
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von Westeuropa (WE) und den Vereinigten Staaten (USA) bestimmt werden, 
wobei "0" für die Verhaltensoption "Mißachtung jeglicher Kontrollisten", "klein" 
für die Verhaltensoption "Einhaltung einer kleinen Liste" und "groß" für die Op­
tion "Einhaltung einer großen Liste" steht (Schaubild 2).

Aus der Kombination dieser beiden Präferenzordnungen ergibt sich nun die Si­
tuationsstruktur, aufgrund derer, unter der Annahme rationaler Akteure im 
Sinne der maximin-Strategie, sich die Vorhersage der von den Akteuren ge­
wählten Optionen und damit des Interaktionsergebnisses ableiten läßt. In jeder 
der neun Zellen sind die Nutzenwertzuschreibungen für das entsprechende In­
teraktionsergebnis festgehalten, wobei sich die erste der beiden Ziffern auf 
Westeuropa und die zweite auf die USA bezieht (Schaubild 3).

Schaubild 3: Das CoCom-Spiel

USA

WE

0 klein groß

0 3/1 4/3 5/5

klein 2/2 8/6 9/8

groß 1/4 6/7 7/9

Unter Annahme der maximin-Strategie ist bei der gegebenen Situationsstruktur 
zu erwarten, daß Westeuropa sich an eine kleine, die Strategie der Wirtschafts­
kooperation widerspiegelnde Liste hält, während die USA darüber hinaus gehen 
und eine national gültige, umfassendere Exportkontrolliste einführen und somit 
das Interaktionsergebnis 9/8 eintritt. Für die USA ist die Wahl der Option 
"große Liste" dominant, da sie durch diese Wahl, unabhängig davon, was West­
europa wählt, immer das Ergebnis mit dem für sie höchsten Nutzenwert erhält44. 
Da "groß" die dominante Strategie der USA ist, kann Westeuropa sein bestes 
Ergebnis mit dem zugeschriebenen Nutzenwert 9 erreichen, wenn es "klein" 
wählt.

Die soweit formal dargestellte situationsstrukturelle Theorie besagt also für den 
Zeitraum zwischen 1954 und 1969, daß es zu einem CoCom-Regime, sprich der 
Einigung auf und die Implementierung einer gemeinsamen Exportkontrollpolitik 
kommt, daß diese gemeinsame Politik sich aber nur auf eine "kleine Liste" be­
zieht und sich die westeuropäischen Länder somit bei dem Konflikt über die in­
haltliche Ausgestaltung des CoCom-Regimes durchsetzen. Eine theoretische 
Aussage, die die zuvor dargestellte Empirie in ihren Grundzügen sehr gut erfaßt.
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Es ist dies nicht der Ort, die Annahmen und Vorgehensweise dieses Erklärungs­
ansatzes weiter zu entfalten. Statt dessen soll der Lesbarkeit wegen im folgenden 
die oben vorgenommene Analyse noch durch eine nicht-formale Beschreibung 
der Situationsstrukturen ergänzt werden. Zu diesem Zweck soll das oben darge­
stellte 2 (Akteure) x 3 (Optionen) Spiel in zwei weniger komplexe 2x2 Spiele 
aufgebrochen werden. Dadurch wird auch die Überprüfung der Aussagen über 
die Regimetauglichkeit unterschiedlicher Typen von Situationsstrukturen er­
möglicht.

Aufgrund der dargelegten Präferenzen der Akteure kann die 2x2 Situations­
struktur im Hinblick auf die Errichtung eines Regimes, das eine gemäßigte, die 
Strategie der qualifizierten Wirtschaftskooperation wiedergebende Embargoliste 
beinhaltet, als ein Koordinationsspief5 charakterisiert werden. Denn alle poten­
tiellen Regimemitglieder bevorzugen zumindest die Existenz einer solchen ge­
mäßigten Embargoliste gegenüber der Abwesenheit einer solchen Liste; beide 
Parteien erhalten also ihr optimales Ergebnis, wenn sie sich für die Verhaltens­
option "kleine Liste" entscheiden imd die alternative Option "Mißachtung jegli­
cher Kontrollisten" verwerfen. Somit besteht die Koordinationsaufgabe nur noch 
darin, zum einen im einzelnen die Güter, die in die Exportkontrollisten Eingang 
finden sollen, zu bestimmen und zum anderen Mechanismen festzulegen, die die 
Einhaltung der Regeln garantieren und ein "Schummeln" der Beteiligten weitge­
hend verhindern. Aufgrund der situationsstrukturellen Theorie läßt sich daher 
erwarten, daß die beteiligten Staaten ein Regime errichten. Dies stimmt mit der 
empirisch festgestellten Existenz und Effektivität des CoCom-Regimes, also un­
serer ersten abhängigen Variablen, überein.

Während die westeuropäischen Regimemitglieder eine gemäßigte Embargoliste 
bevorzugten, wünschten die Vertreter der USA umfassendere Listen, die der 
Strategie der ökonomischen Kriegführung entsprächen. Für die Phase zwischen 
1954 und 1969 lautete die Frage bei der konkreten Ausgestaltung der CoCom- 
Richtlinien also nicht nur, ob und wie das gemeinsame Ziel einer gemäßigten 
Embargoliste verfolgt werden soll, sondern auch: "Wie umfassend sollen diese 
Listen sein?". Es handelt sich hier um den Konflikt, der innerhalb des Regimes 
ausgetragen wurde und wird. Für dessen Bearbeitung ergibt sich eine Rambo- 
Situationsstruktur zugunsten der Akteure, die eine "kleine Liste" haben wollen46: 
Multilateral geht nichts ohne sie; falls Güter auf die Liste kommen, die sie dort 
nicht haben wollen, wird der entsprechende Teil der Liste einfach ignoriert. 
M.a.W, die westeuropäischen Interessen setzen sich durch und es kommt nicht 
zu einem Regime, das eine umfassende, die Strategie des Wirtschaftskrieges wi­
derspiegelnde Embargoliste beinhaltet. Auch diese Hypothese der situations­
strukturellen Theorie entspricht den empirischen Beobachtungen. Als von 1954 
an die westeuropäischen Staaten für eine zunehmende Liberalisierung ihrer na­
tionalen sowie der CoCom-Exportkontrollisten sorgten, standen die USA dieser 
Entwicklung machtlos gegenüber: Spätestens nach der zweiten Revision der Co- 
Com-Listen im Jahre 1958 "the European side seemed to have reached most of
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what it wanted" (Adler-Karlsson 1968: 8). Auch als Präsident Reagan 1982 ohne 
echte Gegenleistung im Konflikt zwischen den Regimemitgliedern über das Erd- 
gas-Röhren-Geschäft den Rückzug antreten mußte, zeigte sich die Machtlosig­
keit der USA in dieser Frage gegenüber ihren europäischen Verbündeten. So 
stellt dann auch ein amerikanischer Analytiker völlig zurecht fest, daß die völlige 
Verdrängung der USA aus den osteuropäischen Märkten die einzige Konse­
quenz einer rigideren amerikanischen Embargopolitik wäre (vgl. Hardt 1984).

Es mag nun eingewandt werden, daß angesichts des hohen Informationsbedar­
fes, den die Anwendung der situationsstrukturellen Theorie aufweist und auch 
angesichts ihrer Komplexität die Ergebnisse zu mager bleiben bzw. auch ohne 
diesen Aufwand die Entstehung und Ausgestaltung des CoCom-Regimes zwi­
schen 1954 und 1969 erklärt werden kann. Dieser Einwand ist sicherlich insofern 
zutreffend, als beispielsweise die Theorie der hegemonialen Stabilität eine einfa­
chere und elegantere Theorie darstellt. Allerdings sollten die Befunde der situa­
tionsstrukturellen Theorie nicht vorschnell als banal abgetan werden. Mit einer 
machtstrukturellen Theorie, die Einfluß an der ''power over resources" fest­
macht, bleibt unerklärlich, weshalb sich die westeuropäischen Interessen inner­
halb des CoCom-Regimes in den 50er und 60er Jahren durchgesetzt haben. Ge­
mäß der machtstrukturellen Theorie wäre zu erwarten gewesen, daß die mächti­
geren USA ihre Interessen durchgesetzt hätten. Die situationsstrukturelle Theo­
rie hingegen kann das Durchsetzen eines scheinbar schwächeren Akteurs in ei­
nem Problemfeld mit ihrem Verständnis von Einfluß als "power over events" er­
klären. Die hier aufgezeigte generalisierende Aussage der sitationsstrukturellen 
Theorie, daß eine Rambo-Situation in einem Problemfeld zugunsten eines mili­
tärisch und ökonomisch relativ schwachen Akteurs dessen Interessendurchset­
zung ermöglicht, widerspricht dem sogenannten Alltagswissen und löst damit ein 
"Rätsel".

Es bleibt allerdings zu erklären, warum phasenweise, d.h. konkret zwischen 1950 
und 1954 sowie nach 1984, die CoCom-Listen zumindest partiell den amerikani­
schen Wünschen entsprachen. Für die Phase nach 1950 bzw. während des Ko­
rea-Krieges ist die Erklärung bereits in den Erörterungen über die Theorie vom 
"schwachen" amerikanischen Staat angedeutet worden. Für diesen begrenzten 
Zeitraum haben sich die Präferenzordnungen der westeuropäischen Staaten, be­
dingt vor allem durch den Korea-Krieg, verändert. In diesem Zeitraum bevor­
zugten auch die Entscheidungsträger in Westeuropa eine Strategie der ökonomi­
schen Kriegführung (vgl. Abschnitt 5.2). M.a.W., auch sie strebten eine umfas­
sende Embargoliste an. Das hatte zur Folge, daß für den Zeitraum zwischen 
1950 und 1954 für die Kooperation zugunsten einer Strategie der ökonomischen 
Kriegführung nicht wie während der übrigen Zeit eine Rambo-Situation bestand, 
sondern eine, die dem spieltheoretischen Typ des Koordinationsspiels ent­
spricht. Für diesen begrenzten Zeitraum läßt die situationsstrukturelle Theorie 
also eine erfolgreiche Kooperation zugunsten einer äußerst restriktiven Osthan­
delspolitik erwarten, was auch den tatsächlichen Ereignissen entspricht.
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Den Teilerfolgen der nach 1984 zu verzeichnenden amerikanischen Bemühun­
gen, eine rigidere Exportkontrollpolitik im CoCom durchzusetzen, scheint aber 
auch die dargestellte Version der situationsstrukturellen Theorie nicht gerecht 
werden zu können. Die westeuropäischen Bündnispartner bevorzugen nach wie 
vor eine Strategie der qualifizierten Wirtschaftskooperation, womit nach wie vor 
eine Rambo-Situationsstruktur zugunsten Westeuropas gegeben ist. Von daher 
scheint die vorübergehende Verschärfung der CoCom-Regeln ein Rätsel zu 
bleiben.

Eine genaue Betrachtung der Güter, die die USA trotz Widerstand auf die Co- 
Com-Listen zu bringen in der Lage waren, eröffnet allerdings eine mögliche Er­
klärung. Es handelt sich beinahe ausschließlich um Güter, die unter der Rubrik 
"Neue Informations- und Kommunikationstechnologien" gefaßt werden können. 
Produkte also, bei denen die amerikanische Kommunikationsindustrie häufig 
eine absolut dominante Position auf dem internationalen Markt einnimmt. Die 
Nutzung amerikanischer Datenbanken und Kommunikationsausrüstungen ist für 
die westeuropäische Industrie jedoch ''lebensnotwenig". Ohne diese "Konver- 
genztechnologien" ist die westeuropäische Industrie langfristig nicht mehr wett­
bewerbsfähig, im Falle der Datenbanken sogar häufig kurzfristig nicht einmal 
mehr lieferfähig47. Durch die Drohung, die Lieferung dieser Produkte nach 
Westeuropa einzustellen, falls man sich dort nicht bereit zeigt, verschärfte Ex- 
portkontrollgesetzgebungen durchzusetzen, war also den USA ein wirksames 
Sanktionsmittel zur Hand gegeben. Und wie etwa aus Äußerungen Richard 
Perles hervorgeht, waren die USA zumindest vorübergehend auch gewillt, davon 
Gebrauch zu machen (SZ vom 28/29.5.1983 und Bahr 1987). Eine Untersuchung 
von Becker (1987) zeigt, daß entsprechende Ängste z.B. bei westdeutschen Be­
treibern von Datenbanken vorhanden sind oder zumindest waren48. Für; eine sol­
che Interpretation spricht zudem, daß gerade in der zweiten Häfte der 80er 
Jahre, in denen die US-Dominanz im Bereich der Neuen Informations- und 
Kommunikationstechnologien erheblich abgebaut wurde (vgl. Rode 1988b: 54ff.), 
sich wieder die Vertreter einer gemäßigten CoCom-Liste durchzusetzen schei­
nen.

Den USA scheint es also vorübergehend gelungen zu sein, die Rambo-Situa­
tionsstruktur zugunsten Westeuropas, die für die Festlegung der multilateralen 
Exportkontrollbestimmungen im CoCom-Regime vorhanden war, aufzulösen 
und in eine für sie günstigere Situationsstruktur umzuwandeln. Damit ist der 
Vorgang der teilweisen Durchsetzung der amerikanischen Präferenzen nach 
1980 aber noch nicht ausreichend erklärt. Beispielsweise hätten die USA bereits 
in den 50er und 60er Jahren die Drohung des Abzugs amerikanischer Truppen 
aus Westeuropa als Pressionsinstrument benutzen können. In dieser Zeit hatten 
aber die USA eine Auflösung der Rambo-Situationsstruktur im CoCom entwe­
der nicht ernstlich versucht, oder derartige Versuche blieben ohne größere Er­
folge. Die theoretisch bedeutsame Frage lautet demnach: Unter welchen Bedin­
gungen wird ein "issue-linkage" zwischen Bündnispartnern zur Durchbrechung
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einer Rambo-Situationsstruktur versucht, und wann ist einem solchen Versuch 
Erfolg beschieden? Eine Frage, die vorerst offen bleiben muß.

6. Schlußfolgerungen

Alle drei diskutierten rationalistischen Theorien erwiesen ihre Qualitäten bei der 
Konfrontation mit einem gleichsam abweichenden Fall in den internationalen 
Wirtschaftsbeziehungen. Gleichwohl konnte keine der drei Theorien alle thema­
tisierten Aspekte des CoCom-Regimes erklären. Es ergaben sich zudem gradu­
elle Unterschiede bei der Bewertung der Tragfähigkeit der unterschiedlichen 
rationalistischen Theorien: Bei gegebener Interessenlage konnte mit dem situa­
tionsstrukturellen Erklärungsansatz trotz Einschränkungen besser als mit den 
beiden anderen überprüften rationalistischen Theorien geklärt werden, weshalb 
das CoCom-Regime errichtet wurde und wie es zu seiner konkreten Ausgestal­
tung kam. Dies ermuntert dazu, die situationsstrukturelle Theorie weiterzuent­
wickeln. Dabei weist die vorgängige Analyse vor allem auf zwei Arbeitsfelder 
hin.

Zum einen muß die Frage angegangen werden, unter welchen Bedingungen ein 
"issue-linkage" zur Veränderung einer gegebenen Situation führt. Innerhalb des 
Rahmens der sozialwissenschaftlichen Anwendung der Spieltheorie und somit 
auch innerhalb des Rahmens des rationalistischen Theoriestranges bietet das in 
jüngster Zeit entwickelte Konzept der "Connected-" bzw. der "Two-Level-Ga- 
mes"49 ein interessantes und entwicklungsfähiges Instrumentarium, das zur Be­
antwortung dieser Frage nutzbringend eingesetzt werden könnte. Eine Frage, 
wie die nach dem "issue- linkage" im Falle des CoCom-Regimes, d. h. letztlich 
die Frage, "Wann setzt ein Staat seine Macht gegen seine Verbündeten ein?", 
weist gleichwohl auch auf die inhärenten Grenzen ökonomischer Theoriebildung 
hin und in die Sphäre soziologischer Theoriebildung hinein; Die immer wieder 
benannten Schwächen der ökonomischen Theoriebildung, wie ihr statischer Cha­
rakter und die damit verbundene Unfähigkeit, dynamische Phänomene wie bei­
spielsweise Lernen zu erfassen, werden bei dem Versuch der Beantwortung sol­
cher Fragen offensichtlich.

Zum anderen klärt die situationsstrukturelle Theorie zwar weitgehend die Frage, 
welche Interessenkonstellation bzw. welche Kombination von Präferenzordnun­
gen zu welchen Ergebnissen führt. Es bleibt aber die Frage nach den Bedingun­
gen dieser Interessenkonstellation bzw. den Bedingungen, die die jeweiligen 
Präferenzordnungen der Akteure begründen. Eine vollständige sozialwissen­
schaftliche Erklärung des Ergebnisses einer Interaktion von Akteuren, also auch 
die Erklärung von Kooperation in den internationalen Beziehungen setzt sich 
aus drei Erklärungsschritten (vgl. Elster 1985: 3) zusammen:
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i) die Erklärung der Interessen und Wünsche der beteiligten Akteure;
ii) die Erklärung der Handlungen dieser Akteure im Lichte ihrer Interessen;
iii) die Erklärung des Ergebnisses einer Interaktion.
Die sozialwissenschaftliche Anwendung der Spieltheorie scheint vor allem für 
die Erklärungsschritte ii) und iii) eine Hilfe zu sein. Demgegenüber kann sie zum 
ersten Schritt der Erklärung kaum etwas beitragen. Ganz offensichtlich ist hier­
für die Einbeziehung von subsystemischen und normativ-institutionellen Fakto­
ren notwendig. Und die entstammen meistens dem soziologischen Theoriestrang.

Sicherlich ist noch viel Raum für eine Weiterentwicklung und Verbesserung der 
rationalistischen Theorien gegeben. Mit den beiden aufgeworfenen Fragen sind 
wohl aber auch die Grenzen dieser Art Theoriebildung angedeutet. Das sollte 
uns aber nicht dazu führen, das Kind mit dem Bade auszuschütten. Wissen­
schaftliches Arbeiten entlang des rationalistischen Theoriestranges hat in den 
letzten Jahren einen beachtlichen Fundus an Wissen über Kooperation in den 
internationalen Beziehungen erbracht, auf dem es aufzubauen gilt. Insofern kann 
denjenigen, die die rationalistische Theoriebildung durch eine soziologische er­
setzen wollen, mit Scharpf und Ryll (1988: 4) entgegengehalten werden: "one 
can’t beat something with nothing". Gleichwohl befriedigt dieses "Etwas" noch 
keineswegs. Gefordert ist vielmehr eine Synthese von rationalistischer und so­
ziologischer Theorie - auch und gerade für die Regimeanalyse. Um dieses Po­
stulat noch etwas zu konkretisieren, sei zum Schluß auf ein gelungenes Beispiel 
integrativer Theoriebildung verwiesen. Im Abschnitt über die Theorie der hege- 
monialen Stabilität wurde argumentiert, daß diese rationalistische Theorie den 
Fortbestand des CoCom-Regimes nach dem relativen Machtverlust der USA 
nicht erklären kann. Die von Keohane (1984) in eindrucksvoller Weise entwic­
kelte modifizierte Version der Theorie kann diesem Faktum gleichwohl Rech­
nung tragen, indem in diese Theorie Elemente der soziologischen Theoriebil­
dung eingebunden werden. Keohane zeigt auf, daß einmal geschaffene interna­
tionale Regime die Kooperation und damit auch sich selbst stabilisieren, indem 
sie die Kommunikation verbessern und die gegenseitigen Verhaltenserwartungen 
der Akteure stabilisieren. Aber auch "After Hegemony" läßt noch viele Fragen 
offen und kann nur als Anfang einer neuen Phase der Regimeanalyse gelten, in 
der deren Verbindung zum rationalistischen Theoriestrang gelockert und sie 
durch soziologische Theoriebildung bereichert wird.
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Anmerkungen

1
Zwar mag die Art und Weise wie Barry diese beiden Schulen in "Sociologists, Economists and 
Democracy" darstellt, teilweise recht einseitig und nicht immer adäquat sein. Die Unterschei­
dung als solche ist aber hilfreich, und auch Keohane (1988) greift auf sie zurück, wenn er zwei 
Ansätze der Analyse internationaler Institutionen differenziert. Die von Keohane gewählten 
Begriffe zur Kennzeichnung der Ansätze erscheinen dabei glücklicher gewählt zu sein: Er unter­
scheidet zwischen einem "rationalistischen" und einem "reflektiven" Forschungsansatz.

2
Eine beeindruckende Darstellung der methodologischen Grundlagen dieses Theoriestranges 
findet sich in Elster (1985:1-48).

0
Eine Grundlegung der Methodologie dieses Theoriestranges findet sich in Luhmann (1970).

4
Eine frühe und damit gegen den Strom schwimmende diesbezügliche Argumentation wurde von 
Haas (1980, 1983) entfaltet. Neuere einschlägige Aufsätze sind beispielsweise von Kratochwil 
und Ruggie (1986), Nye (1987) sowie Rittberger (1988).

 ̂ Für die Theorie der hegemonialen Stabilität macht dies beispielsweise Krasner (1985).
** Vgl. für die Theorie der hegemonialen Stabilität beispielsweise Laitin (1982) oder auch das mo­

numentale Werk von Kennedy (1987), in dem die Theorie allerdings mehr zur Ordnung des Ma­
terials benutzt als geprüft wird.

7 ••Vgl. für eine entsprechende Überprüfung der Theorie der hegemonialen Stabilität beispiels­
weise Keohane (1980).g
Dies geschieht in bezug auf andere Fälle in vorbildlicher Weise in den Beiträgen von Manfred 
Efinger und Harald Müller in diesem Band.

9
Dies geschieht in bezug auf andere Fälle in den Beiträgen von Klaus Dieter Wolf und Michael 
Strübel in diesem Band. Derartige Versuche sind aufgrund der Defizite, die die Forschung in 
diesem Bereich aufweist, besonders wichtig. Für einen solchen Versuch der Analyse der Wir­
kung von internationalen Regimen vgl. auch Zürn (1987: 26-49)..
Eine Wirkungsanalyse des CoCom findet sich in Adler-Karlsson (1968). Eine überzeugende 
Studie über die Wirkung der Embargomaßnahmen auf die UdSSR liegt von Gustafson (1984) 
vor.

10 Die Exporte der USA in die UdSSR, die 1944 noch 3.473 Millionen US$ betragen hatten, ver­
ringerten sich bis 1947 auf 149 Millionen US$. 1948 betrugen sie nur noch 27 Millionen US$ und 
waren damit bereits erheblich unter das Vorkriegsniveau gefallen. In den Jahren während des 
Korea-Krieges gab es praktisch gar keine US-Exporte mehr in die Sowjetunion (vgl. Rode 1986: 
44).

11 Hier muß vor allem der "Trading with the Enemy Act" genannt werden. Vgl. hierzu Zaleski und 
Wienert (1980: 27ff.).

12 Ein "internationales Regime" besteht aus einer Menge an Vorschriften, durch deren Befolgung 
sich die Staaten ihrer Entscheidungsfreiheit in der Alt der Bearbeitung von Konflikten in einem 
bestimmten Problemfeld bis zu einem gewissen Grad begeben. Die durch ein internationales 
Regime bearbeiteten Konflikte werden demnach nicht mehr regellos, sondern auf der Grund­
lage gemeinsamer und handlungsleitender Prinzipen, Normen, Regeln und Entscheidungspro­
zeduren regelgeleitet bearbeitet. Für eine ausführlichere Problematisierung der Definition von 
internationalen Regimen vgl. Krasner (1983:2), Wolf und Zürn (1986: 204f) sowie Efinger, Ritt­
berger und Zürn (1988: 64ff.).
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Neben den Vereinigten Staaten zählten hierzu Großbritannien, Frankreich, Italien, Belgien, die 
Niederlande und Luxemburg. Als Indikator für die Teilnahme am Regime ist hierbei die Mit­
gliedschaft im 1950 gegründeten "Coordinating Committee" gewählt worden.
In zeitlicher Reihenfolge waren dies Noiwegen, Dänemark, Kanada, die Bundesrepublik 
Deutschland und Portugal.
1985 kam noch Spanien hinzu. Abgesehen von Island sind somit heute alle NATO-Mitglieder 
auch im CoCom vertreten.
So wurde beispielsweise erst kürzlich die Einbindung der Schweiz durch die Offenlegung des 
"Hotz-Linder-Agreements" vom 23.7.1951 der Öffentlichkeit bekannt (vgl. NZZ vom 25.5.1988). 
Dieses Abkommen steht in einem gewissen Gegensatz zu den Beteuerungen der schweizeri­
schen Regierungsvertreter von damals, wonach die am 26.4.1951 im Bundesrat verabschiedete 
Embargoliste Resultat einer unabhängigen Entscheidung gewesen sei, die dem Neutralitätssta­
tus nicht abträglich war.
Dies geschah üblicherweise in Abständen von ungefähr vier Jahren. 1984 wurde schließlich eine 
permanente Überprüfung der Liste vereinbart, um dem raschen technologischen Wandel eini­
germaßen gerecht werden zu können.
Zur Begründung für den zurückhaltenden Gebrauch des Begriffs "Ost-West-Konflikt" vgl. Efin- 
ger, Rittberger und Zürn (1988).
Natürlich sind noch weitere Strategien des Osthandels denkbar. Beispielsweise ließe sich auch 
eine Strategie des politisch überhaupt nicht kontrollierten Handels denken, die selbst Waffen­
lieferungen in die RGW-Länder zulassen würde. Die vier genannten Optionen zeichnen sich je­
doch dadurch aus, daß sie allesamt in der seit ca. 1950 andauernden transatlantischen Ausein­
andersetzung über den Osthandel zumindest vorübergehend von politischer Relevanz waren.
Vgl. für eine ähnliche Taxonomie der Osthandelsstrategien Bertsch (1983). Andere Versuche, 
die Strategien des Osthandels zu benennen, die allerdings jeweils nur drei Strategien des Ost­
handels erkennen, finden sich in Mastanduno (1985), der zwischen "economic warfare", "tactical 
linkage" und "strategic embargo" unterscheidet, in Hanson (1984), der als mögliche Ziele der 
Osthandelspolitik das strategische Embargo, Sanktionen und den Wirtschaftskrieg identifiziert, 
und in Vogel (1984), der zwischen bedingungsloser Konfrontation, Sanktionierung und kondi­
tionierter Zusammenarbeit unterscheidet. Müller (1988) hingegen benennt in bezug auf die 
Ost-West-Energiebeziehungen gar fünf Strategien: Boykott, Extensives Linkage, Handel ohne 
Einschränkung, Subventionierte Osthandelspolitik und eine sog. gemischte Strategie:
Manchmal wird schon die Tatsache, daß der Handel überhaupt Vorteile für die Sowjetunion er­
bringen könnte, als ausreichendes Argument für die Strategie des "Wirtschaftskrieges" angese­
hen. Daß allerdings jemand, der Handel treibt, dies nur dann tut, wenn er sich davon Vorteile 
verspricht, kann wenig überraschen. Die etwas differenziertere Version dieses Arguments ver­
weist auf die Außenhandelsmonopole und die technologische Rückständigkeit der UdSSR, zwei. 
Faktoren, die dafür verantwortlich seien, daß die Sowjetunion und ihre Verbündeten aus dem 
Ost-West-Handel größere Vorteile zögen als der Westen. Zwei überzeugend argumentierende 
Arbeiten, die den disproportionalen Gewinnanteil der östlichen Handelspartner in Zweifel zie­
hen, sind Wolf (1979) und Garbe (1986).

142



Das CoCom-Regime

22

23

24

25

26

27

28

29

30

31

32

33

Die gesamtgesellschaftlichen Kosten des Handels ergeben sich dieser Position gemäß dadurch, 
daß der einzelne Betrieb zwar aus seiner Sicht kostendeckend verkauft, aber häufig durch die­
sen Verkauf auch Technologien zum Schleuderpreis abgibt, deren Entwicklung die Gesellschaft 
der Vereinigten Staaten ein Vielfaches des Verkaufspreises der Firma gekostet hat und deren 
Opportunitätskosten für die Sowjetunion ebenfalls ein Vielfaches betragen.
Die Position dieser Gruppe ist beispielsweise in Central Intelligence Agency (1982) und Perle 
(1984) wiedergegeben.
Nach Kreile (1978: 36ff.) bildete hierbei die Bundesrepublik Deutschland eine Ausnahme, da 
deren Position bis zur Mitte der 60er Jahre näher der amerikanischen gewesen sein soll als die 
der anderen westeuropäischen Staaten.
1980 betrug der Anteil der USA am Handel der westlichen Industrieländer mit der UdSSR 
7.6%, während der entsprechende Anteil der EG-Länder 52.6% ausmachte. 1938 hatte die USA 
einen leicht höheren Anteil von etwas über 10%, während alleine Großbritannien und 
Deutschland zu jener Zeit ca. die Hälfte des Osthandels abdeckten. Diese Asymmetrie ver­
schärft sich noch, wenn man nur den hier besonders interessierenden Handel mit Hochtechno­
logiegütern betrachtet: Hier lauten die entsprechenden Kennziffern 3.6% für die USA und 
62.8% für die Länder der EG (vgl. Rode 1986: 48 und Wörmann 1982:13ff.).
Für übersichtliche Aufarbeitungen der Interessenkonstellation vgl. McIntyre und Cupitt (1983) 
sowie Office of Technology Assessment (1981).
Betrug der Wert der Ausnahmen 1968 noch 8 Millionen US$, so stieg dieser bis 1969 auf 19 
Millionen US$ und 1970 auf 62 Millionen US$. 1977 erreichte der Wert der gebilligten Aus­
nahmen eine bisherige Höchstmarke mit 314 Millionen US$ (vgl. Office of Technology As­
sessment 1981:102).
Für die Darstellung der europäischen Positionen zu jener Zeit vgl. das Telegramm des ameri­
kanischen Botschafters in Frankreich an den "Secretaty of State" vom 19.1.1949, abgedruckt in 
Foreign Relations of the United States (1949: 69).
Die britischen Vorschläge sind in den Noten des amerikanischen Botschafters in Großbritan­
nien an das "Department of State" vom 1.3.1954 wiedergegeben (abgedruckt in Foreign Rela­
tions of the United States 1952-54:1082ff.).
Die CoCom-Liste I wurde von 270 auf 167 Güter verkürzt, die Liste II, die ungefähr der US-Li- 
ste 1B entsprach, wurde von 80 auf 23 Güter gestutzt und die Liste III von 124 auf 62 Güter.
Die wichtigsten Publikationen hierzu sind Keohane (1980), Kindleberger (1973) sowie Krasner 
(1976) und (1985).
In einer explizit regimeanalytischen Studie versuchen Crawford und Lenway (1985) die Ent­
wicklung des CoCom-Regimes unter Rekurs auf die Aussagen der Theorie der hegemonialen 
Stabilität in ähnlicher Weise zu erklären. Demnach haben die Vereinigten Staaten die Folgebe­
reitschaft der westeuropäischen Staaten in der ersten Phase geradezu erzwungen, ehe sich ab 
Mitte der 50er Jahre ein Entscheidungmodus im Regime durchgesetzt habe, den die Autorinnen 
als "Kompromiß" bezeichnen. Für die Zeit ab Mitte der 70er Jahre werden dann zunehmende 
Instabilitäten und Inkonsistenzen im CoCom-Regimp konstatiert.
Diese auf der Theorie kollektiver Güter basierende Version der Theorie der hegemonialen Sta­
bilität wird vor allem von Kindleberger (1973) vertreten. Generell wird gegen diese Version an­
geführt, daß die von den meisten internationalen Regimen erbrachten Leistungen kaum die 
Merkmale von Gemeinschaftsgütern haben, da die Bedingung der "Nichtausschließbarkeit" der 
erbrachten Leistung meistens nicht zutrifft (vgl. Snidal 1985).
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So schrieb beispielsweise der "Secretary of State" Dean Acheson in einem Telegramm an die 
französische Botschaft: "There is no intention of using the threat of withholding ECA aid to 
force the acquisence of European Governments in U.S. policies on export control, for U.S. po­
licy in the long run will be infinitely more effective if based on the spirit and principle of coope­
ration and common recognition of the dangers in developing the military potential of the Soviet 
Union and [its allies]." (zit. nach Mastanduno 1988:136).
Der Beitrag von Lothar Brock in diesem Band nutzt beispielsweise die Spieltheorie in dieser 
Weise.
Da die Präferenzen bzw. Interessen der Akteure empirisch bestimmt werden müssen, hat diese 
Theorie einen erheblich weniger weitreichenden Anspruch als beispielsweise die Theorie der 
hegemonialen Stabilität. Denn während dort die Positionen der Akteure gleichsam schon quä 
Theorie "rationalistisch" gegeben sind (etwa: eine Hegemonialposition ruft ein Interesse an ei­
ner liberalen Ordnung hervor), anerkennt die situationsstrukturelle Theorie, daß die Positionen 
bzw. die Interessen von Akteuren exogen bestimmt werden müssen und läßt somit auch Raum 
für die Inkorporierung soziologischer Theorieelemente.
Eine solche Situationsstruktur stellt ein Modell dar, welches ein großes Maß an empirischen In­
formationen nicht berücksichtigt und daher gemäß manchem Kritiker zu sehr vereinfacht (so 
beispielsweise Junne (1972) in einer fundierten und äußerst kritischen Auseinandersetzung mit 
der Spieltheorie in der Internationalen Politik). Das ist allerdings bei jeder sozialwissenschaftli­
chen Theoriebildung der Fall, es ist sogar der Kern jeder Theoriebildung. Ganz gleich, ob nun - 
wie es die Theorie der hegemonialen Stabilität tut - nur aufgrund der Machtverteilung im inter­
nationalen System generalisierende Aussagen über die Kooperationschancen in Problemfeldern 
gewagt werden, oder ob nur aufgrund der Schichtzugehörigkeit eines Individuums dessen Mo­
bilität erklärt wird. Es sollte zudem deutlich geworden sein, daß die Erstellung eines solchen 
Modells eine Interpretationsleistung des Analytikers voraussetzt. Das Modell ergibt sich nicht 
mechanisch sozusagen durch die Anwendung einer mathematischen Formel.
Gemäß der maximin-Strategie wählt ein Akteur die Verhaltensoption, die ihtp unabhängig von 
der Wahl des Spielpartners den höchsten garantierten Mindestnutzen erbringt:
Die genannten Spiele sind in Form von 2x2 Matrices in beispielsweise Rapoport und Guyer 
(1966). Sie stellen nur eine Auswahl aus den 78 theoretisch denkbaren 2x2 Spielen dar. 
Koordinationsspiele zeichnen sich dadurch aus, daß gemäß einer maximin-Strategie das Ergeb­
nis eines "one-shot-games" zwar kollektiv suboptimal sein kann, daß aber das kollektiv betrach­
tet optimale Ergebnis (Pareto-Optimum) ein sogenanntes "Nash-Equilibrium" konstituiert, das 
von keinem Akteur, ohne eigene Kosten zu verursachen, verlassen werden kann.
Bei diesen Situationsstrukturen führt ein "one-shot-game" bei Befolgung einer maximin-Strate­
gie durch beide Akteure sicher zu einem kollektiv suboptimalen Ergebnis und selbst nach Errei­
chung des pareto-optimalen Ergebnisses behält zumindest ein Akteur einen Anreiz, von diesem 
Ergebnis abzuweichen.
In diesen Situationsstrukturen erhält ein Akteur sein Optimum gerade dadurch, daß er nicht 
kooperiert, wenn auch das Ergebnis kollektiv betrachtet suboptimal sein mag.
Die aufgeführten Präferenzordnungen der Akteure sind durch die obigen Ausführungen si­
cherlich nur zum Teil belegt, zum anderen Teil beruhen sie auf Ableitungen auf der Basis von 
grundsätzlichen Interessen und auf "common sense". Idealiter erfordert die hier beschriebene 
situationsstrukturelle Theorie eine detaillierte empirische Beweisführung, um die angenomme­
nen Präferenzordnung zu belegen.
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Wenn Westeuropa "0" wählt, ist der Nutzenwert 5, der sich durch die eigene Wahl "groß" ergibt, 
sowohl größer als der Nutzenwert 3 (ergibt sich durch die eigene Wahl "klein") als auch größer 
als der Nutzenwert 1 (ergibt sich durch die eigene Wahl "0"). Wenn Westeuropa "klein" wählt, 
ist 8 > 6 > 2 und wenn Westeuropa "groß" wählt, ist 9 > 7 > 4.
Aus den vier Zellen, die sich in Schaubild 3 links oben befinden, ergibt sich die entsprechende 
Auszahlungsmatrix.
Aus den vier Zellen, die sich in Schaubild 3 rechts unten befinden, ergibt sich die entsprechende 
Auszahlungsmatrix.
Dies zeigt der Fall der Dresser Niederlassung in Frankreich in eindrucksvoller Weise. Im Zu­
sammenhang mit den Sanktionen der Reagan-Administration wegen des Erdgas-Röhrenge­
schäfts wurde der französischen Dresser-Tochter der Zugang zur firmeneigenen, aber in Pitts­
burgh (USA) stationierten und von der Zentrale kontrollierten Datenbank gesperrt. Die Folge 
davon war, daß das Unternehmen daraufhin nicht mehr in der Lage war, den gewünschten Typ 
von Kompressoren zu bauen, was zu einem Auftragsverlust von 3.5 Millionen US$ führte.
Vgl. generell zur Bedeutung der Neuen Informations- und Kommunikationstechnologien sowie 
die Spezifizierung der Dominanz der amerikanischen Kommunikationsindustrie Becker (1985), 
Zürn (1987: 145ff.) und insbesondere Sauvant (1986). Zur Frage, ob die Entstehung eines libe­
ralen Dienstleistungsregimes, das ja die Glaubwürdigkeit der amerikanischen Drohungen min­
dern würde, in absehbarer Zeit zu erwarten ist, vgl. den Beitrag von Christoph Hüttig in diesem 
Band.
"Wir sprechen über unsere Online-Kontakte mit Osteuropa deswegen nicht, weil uns die Ame­
rikaner sonst den Hahn zudrehen" - so einer der Interviewpartner,
Vgl. hierzu etwa Alt, Putnam, Shepsle (1988), Denzau, Riker und Shepsle (1985), Scharpf (1988) 
und Tsebelis (1988). In diesen vorerst noch vor allem konzeptionellen Arbeiten wird genau die 
hier aufgeworfene Frage thematisiert: Wann und unter welchen Bedingungen haben "Spiele", 
die außerhalb des untersuchten Problemfeldes stattfinden, einen Einfluß auf die Wahl der Ver­
haltensoptionen im Spiel innerhalb des Problemfeldes. Dabei kann es sich sowohl um "Spiele" 
aus anderen Problemfeldem ("connected Games") als auch um innerstaatliche "Spiele" der Re­
gierung ("two-level-games") handeln.
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